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welche Betreuung braucht ein zweijähriges Kind, 
um sicher und gesund aufwachsen zu können? Wie 
kann man geflüchtete Jugendliche schnell zu si-
cheren Verkehrsteilnehmenden machen? Die Rah-
menbedingungen und damit auch die Anforderun-
gen an Schule und Kita wandeln sich: Immer mehr 
Kinder nutzen die Angebote der Tagesbetreuung, die 
Zahl der unter Dreijährigen in den Kitas wächst, ge-
flüchtete Kinder und Jugendliche brauchen Bildung 
als wichtigsten Schlüssel zur Integration.

Die Kinder in Kita und Schule stehen ebenso wie Er-
zieherinnen, Erzieher und Lehrkräfte unter dem 
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Die Ent-
wicklungen in der Bildungslandschaft betreffen uns 
deshalb unmittelbar. So hat parallel zum Ausbau der Tagesbetreuung auch die Zahl 
der meldepflichtigen Unfälle in diesen Einrichtungen zugenommen. Das Gleiche gilt 

für die Unfallzahlen der unter Dreijährigen. Weitere Erhe-
bungen zeigen, dass die Betreuerinnen und Betreuer selbst 
häufig gesundheitliche Probleme entwickeln – von Muskel-Ske-
lett-Erkrankungen bis hin zu psychischen Beeinträchtigungen.

Wie können wir Bildungseinrichtungen in ihrer Sorge um Ge-
sundheit und Sicherheit noch besser unterstützen? Punktuelle 
Maßnahmen sind wenig nachhaltig. Es ist daher wichtig, dass 
unsere Angebote die gesamte Organisation berücksichtigen. Sie 

sollen das Betreuungspersonal und die Lehrkräfte nicht zusätzlich belasten, sondern 
sie in ihrem Erziehungs- und Bildungsauftrag unterstützen. Die Kooperation mit ver-
schiedenen Trägern im Rahmen des Präventionsgesetzes kann uns hier in Zukunft 
wichtige Impulse geben.

Das Gesetz nimmt die Gesundheit in verschiedenen Lebenswelten in den Blick: von 
der Kita über Familie und Arbeit bis ins Seniorenalter. Das ist eine große Chance. 
Wenn es uns gelingt, ein Gesundheits- und Risikobewusstsein bereits in die frühkind-
liche Bildung zu integrieren, kann sich das nur positiv auf das Verhalten in der Ar-
beitswelt auswirken.

Mit den besten Grüßen
Ihr

 

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Die Kooperation mit 
verschiedenen Trägern 
im Rahmen des Präven-
tionsgesetzes kann 
uns in Zukunft wichtige 
Impulse geben.“

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,
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Das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) und der 
Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) 
haben neue Plakate für Autobahnen und 
Rastanlagen entwickelt. Sie  sind Bestand-
teil der gemeinsamen Verkehrssicher-
heitskampagne „Runter vom Gas!“. Die 
Plakatierung wird von der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung finanziell 
unterstützt. Unter dem Motto „WEIL LE-
BEN SCHÖN IST“ zeigen die emotionalen 
Momentaufnahmen, was Verkehrsteilneh-
mende durch überhöhte Geschwindigkeit 
verlieren können. 

„Das Leben ist zu schön, um es leichtfertig 
aufs Spiel zu setzen. Das ist die klare Bot-
schaft unserer neuen Kampagne“, sagt  
Dorothee Bär, Parlamentarische Staatsse-
kretärin beim BMVI. Neben drei Motiven 
auf rund 700 Plakatflächen entlang der Au-
tobahnen ist die Kampagne erstmals mit 
einer Mitmachaktion auch auf Facebook 
und anderen Onlinemedien präsent. Hier 
rufen zahlreiche weitere Motive und ein  

Video mit prominenten Unterstützerinnen  
und Unterstützern dazu auf, mit eigenen  
Fotos zu zeigen, dass es sich lohnt, runter 

vom Gas zu gehen. Unter allen Teilnehmen-
den werden ein Reisegutschein und Sach-
preise verlost.

Neue Autobahnplakate: Weil Leben schön ist

RUNTER VOM GAS!
WEIL LEBEN SCHÖN IST

3790x2540_DVR_Autobahnplakate_Leben_schoen.indd   1 25.07.16   11:06

Eines der Motive für die Plakatflächen an den Autobahnen
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Wie die neuesten Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes für das Jahr 2015 belegen, 
sind die Unfallzahlen von Kindern im Stra-
ßenverkehr im Vergleich zum Vorjahr ge-
stiegen. 2015 verunglückten in Deutsch-
land rund 22.500 im Alter von 6 bis 14 
Jahren bei Verkehrsunfällen, 53 von ihnen 
tödlich. Damit kam aus dieser Altersgrup-
pe im Durchschnitt alle 23 Minuten ein 
Kind im Straßenverkehr zu Schaden. Die 

meisten Unfälle passierten mit dem Fahr-
rad. Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 
(DVR) sieht diese Entwicklung mit großer 
Sorge. „Jahrelang wurden immer weniger 
Kinder bei Verkehrsunfällen getötet. Jetzt 
hat sich dieser Trend umgekehrt“, sagt An-
dreas Bergmeier vom DVR. Schon von 2013 
auf 2014 wurde eine Zunahme der tödli-
chen Kinderverkehrsunfälle verzeichnet. 
Aufgrund der alarmierenden Zahlen hat 

der DVR nun bundesweit das Programm 
„Kind und Verkehr“ ins Leben gerufen. 
Dieses bietet Informationsveranstaltungen 
für Eltern, Großeltern und Betreuungsper-
sonen zur Verkehrssicherheit des Nach-
wuchses an. In den Veranstaltungen geht 
es um die richtige Sicherung von Kindern 
im Auto, das sichere Überqueren einer 
Straße oder auch um die schützende Wir-
kung des Fahrradhelms.

Alle 23 Minuten kommt ein Kind im Straßenverkehr zu Schaden

Unter dem Titel „Mensch, Arbeit, Handi-
cap“ schreibt die Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW) einen Fotowettbewerb zum Thema 
Inklusion im Arbeitsleben aus. In Medien-
partnerschaft mit dem Magazin chrismon 
lädt die BGW Fotografinnen und Fotografen 
ab 18 Jahre zur Teilnahme ein. Ausgelobt 
sind Preisgelder von insgesamt 22.000  
Euro. Pro Person kann wahlweise ein Ein-
zelfoto oder eine bis zu fünf Motive um- 
fassende Fotostrecke eingereicht werden. 

Einsendeschluss ist der 31. Mai 2017. Hinter-
grund ist die UN-Behindertenrechtskonven-
tion (UN-BRK), die in Deutschland seit 2009 
gilt. Kern der Konvention ist die gleichbe-
rechtigte gesellschaftliche Teilhabe von 
Menschen mit Handicap. „Eine zentrale 

Rolle kommt dabei der Arbeitswelt zu“, er-
klärt Professor Stephan Brandenburg, 
Hauptgeschäftsführer der BGW. „Denn Ar-
beit schafft Struktur, verbessert die Mög-
lichkeit, soziale Beziehungen aufzubauen, 
und trägt zum Selbstwertgefühl bei.“

BGW-Fotowettbewerb „Mensch, Arbeit, Handicap“

Weitere Informationen zu den Teilnahmebedingungen sowie über die Hintergründe des 
Wettbewerbs finden sich unter: www.bgw-online.de/fotowettbewerb

!
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Der Dachverband der europäischen hand-
chirurgischen Gesellschaften hat jüngst 
die Klinik für Plastische und Handchirur-
gie am BG Klinikum Bergmannstrost Hal-
le als Hand-Trauma-Zentrum zertifiziert. 
Damit gehört das Bergmannstrost bundes-
weit zu den 35 anerkannten Zentren dieser 

Art. In Halle ist es das erste mit diesem 
Schwerpunkt. „Das Bergmannstrost hat  
in den letzten 20 Jahren die Handmedizin 
zu einem zentralen Behandlungsschwer-
punkt aufgebaut“, erklärt Prof. Frank Sie-
mers, Direktor der Klinik für Plastische 
und Handchirurgie. 

Für eine erfolgreiche Zertifizierung muss 
die Klinik unter anderem eine qualifi- 
zierte Rund-um-die-Uhr-Versorgung für 
Akutverletzungen nachweisen, sicher- 
gestellt durch eine Mindestzahl spezia- 
lisierter Fachärzte und Fachärztinnen  
auf diesem Gebiet.

Bergmannstrost als Hand-Trauma-Zentrum zertifiziert

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutz-
strategie (GDA) warnt vor Muskel-Skelett-
Erkrankungen, die durch falsches Tragen 
und Ziehen schwerer Lasten entstehen 
können. Unternehmen sollten daher in 
enger Abstimmung mit ihrer Fachkraft für 
Arbeitssicherheit oder dem Betriebsarzt 
beziehungsweise der Betriebsärztin die 
Belastungsursachen und -faktoren in den 
Betrieben analysieren, um geeignete 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Auf dem MSE-Portal www.gdabewegt.de 
stehen Informationen über die wichtigs-
ten Belastungsfaktoren bereit sowie eine 
Reihe von geeigneten Schutz- und Prä-
ventionsmaßnahmen und Hilfsmittel.

Darüber hinaus findet sich auf der Seite 
eine kurze Unterweisungsbroschüre der 
Berufsgenossenschaft für Nahrungsmittel 
und Gastgewerbe (BGN). Beschäftigte und 
Unterweisende werden darin über die 
häufigsten Risiken, wichtigsten Hilfsmit-
tel und das richtige Verhalten beim Zie-
hen und Schieben unterrichtet. Humor-
volle Zeichnungen verdeutlichen, wie 
man es machen beziehungsweise nicht 

machen sollte und was Arbeitgeber und 
Beschäftigte alles tun können, um ihre 
Gesundheit zu schützen. Den Abschluss 

bildet eine Teilnahmeliste, die dokumen-
tiert, dass der Arbeitgeber damit seiner 
Unterweisungspflicht nachgekommen ist.

Der schmale Grat zwischen tragen und tragisch
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Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) ruft dazu auf, an 
einer kurzen Onlinebefragung der Techni-
schen Universität Dresden mitzuwirken. 
Die Frage „Haben wir – auch in Zukunft – 
genügend Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
mit den betrieblichen benötigten Kompe-
tenzen?“ steht dabei im Zentrum. Von den 
Ergebnissen werden alle Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, aber auch weitere Ak-
teure und Institutionen im Arbeitsschutz 
profitieren, um die Zukunft des Arbeits-

schutzes zu gestalten. Die Befragung wur-
de Ende August freigeschaltet und endet 
am 13. Oktober 2016. Sie dauert zwischen 
10 bis 15 Minuten. An die Teilnehmenden 
wird dreimal das Werk „Arbeitsschutz-
recht“ von Ralf Pieper verlost.

Onlinebefragung sucht Fachkräfte für Arbeitssicherheit

So geht es zur Onlinebefragung: 
ww3.unipark.de/uc/SIFA/2016/ 
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Die DGUV hat in Deutschland schon über 
1.000 Disability Managern und Managerin-
nen das internationale Zertifikat zum „Cer-
tified Disability Management Professional“ 
(CDMP) verliehen. Die meisten arbeiten mit 
dieser Zusatzqualifikation als Beauftragte 
für Betriebliches Eingliederungsmanage-
ment (BEM) in deutschen Betrieben oder 
sind für Betriebe tätig. Seit Kurzem besitzt 
auch das China Rehabilitation Research 
Center (CRRC) die Lizenzrechte, die das 
„National Institute of Disability Manage-

ment and Research“ (NIDMAR) internatio-
nal vergibt, und kann Disability Manager 
und Mangerinnen ausbilden. Hinter dem 
CRRC steht die Behindertenorganisation in 
China (CDPF), die rund 80 Millionen Men-
schen mit Behinderungen vertritt. Die 
DGUV ist ein Kooperationspartner der Or-
ganisation. Um die Implementierung des 
Disability Managements im Land zu unter-
stützen, hat die DGUV ein dreitägiges Se-
minar für Trainer und Trainerinnen des 
CDMP-Bildungsprogramms in Peking an-

geboten. Teilnehmende waren  medizini-
sche Führungskräfte. Sie  werden künftig 
in China Disability Manager ausbilden, die 
sich um die berufliche Wiedereingliede-
rung von Menschen mit Behinderungen 
kümmern. Mit dem Bildungsangebot sollen 
Betriebe und Beteiligte in der sozialen Si-
cherheit in China motiviert werden, das 
Disability Management anzuwenden und 
damit auch das Menschenrecht auf Arbeit 
(Art. 27 der UN-Behindertenrechtskonven-
tion) in ihrem Land umzusetzen. 

Disability Management für China

Dr. Friedrich Mehrhoff (3. v. r.) und Oliver Fröhlke (5. v. r.) gaben medizinischen Führungskräften in China eine Einführung ins  
Disability Management. Die Gruppe wird wiederum andere Multiplikatorinnen und Multiplikatoren schulen. 
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Die Berufsgenossenschaft für Gesund-
heitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) 
ruft alle Einrichtungen der Behinderten-
hilfe dazu auf, sich um den BGW-Gesund-
heitspreis 2017 zu bewerben. Mit insge-
samt 45.000 Euro Preisgeld werden weg- 
weisende Konzepte ausgezeichnet, die die 
Gesundheit der Mitarbeitenden sowie der  
in Werkstätten beschäftigten Menschen 

mit Behinderungen fördern. Angespro-
chen sind alle bei der BGW versicherten 
Einrichtungen, die in der Behinderten- 

Gesundheit hat ihren Preis

Bewerbungsschluss ist der 31. Dezember 2016. Welche Bedingungen die Bewerbung 
erfüllen muss, den dazugehörigen Fragebogen sowie weitere Informationen stehen 
online zur Verfügung: www.bgw-online.de/gesundheitspreis

!

hilfe tätig sind. Bei der Bewertung geht  
es insbesondere darum, wie Gesundheit 
im Unternehmen verankert ist. 

DGUV Forum 10/2016
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Innerhalb eines Jahres er
höhte sich der Anteil von 
Menschen in gewerblichen 
Minijobs mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit um 3,8 
Prozent – das hat die Deut-
sche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See 
jetzt bekannt gegeben. 
Deutschland hat im Jahr 
2015 mehr als eine Million 
Menschen aufgenommen. 

Eine Migration, die sich 
auch in den Zahlen der Mi-
nijob-Zentrale widerspie-
gelt. Von Juni 2015 bis Juni 
2016 erhöhte sich der 
Anteil der Beschäftig- 
ten mit ausländi scher 
Staatsangehörigkeit um 
30.162 auf 829.665. „Der 
Anstieg gerade bei den 
Menschen mit syrischer, af-
ghanischer und irakischer 
Herkunft zeigt, dass ge-
werbliche Minijobs ein 
möglich-er erster Schritt für 
eine erfolgreiche Integrati-
on in den deutschen Ar-
beitsmarkt sein können“, 
sagt Dr. Erik Thomsen, Lei-
ter der Minijob-Zentrale  
in Essen.

Zahl der in Minijobs beschäftigten Ausländerinnen und Ausländer steigt

 0 %  20 %

+89,3 %

+21,6 %

+12,7 %

+6,6 %
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+20,0 %
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+1,1 %

+0,3 %

-0,3 %
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-3,3 %
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Syrien

Rumänien

Bulgarien

Kroatien

Ungarn

Afghanistan

Kosovo

Mazedonien

Irak

Polen

Ausländerinnen/Ausländer Gesamt

Bosnien und Herzegowina

Griechenland

Frankreich

Russische Föderation

Thailand

Spanien

Vietnam

Ukraine

Serbien

Italien

Niederlande

Kasachstan

Marokko

Deutschland

Österreich

Türkei

Prozentuale Entwicklung  
der gewerblichen 
Minijobberinnen 
und Minijobber  
in Deutschland nach  
Staatsangehörigkeit 
(Juni 2015 – Juni 2016)

Die BGW und die VBG planen ein ge-
meinsames Präventionszentrum in der 
Hamburger HafenCity. Sie wollen dort 
Multiplikatorinnen, Multiplikatoren und 
Fachleute für den Arbeitsschutz aus den 
Unternehmen weiterbilden sowie indi-
viduelle Beratung anbieten. 

In dem Gebäude werden jährlich etwa 
30.000 Seminarteilnehmende sowie Be-
sucherinnen und Besucher von Ausstel-
lungen und Veranstaltungen erwartet. 
Ein Architekturwettbewerb wurde be-
reits ausgeschrieben. Baubeginn ist vo-
raussichtlich Mitte 2018. Voraussetzung 
dafür ist unter anderem die Zustimmung 
der zuständigen Aufsichtsbehörde der 
Berufsgenossenschaften. 

An diesem gemeinsamen Standort wol-
len BGW und VBG neue Wege besch
reiten. So sind zeitgemäße und zu
kunftsorientierte Präventionsangebote 
geplant, die gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Veränderungen wie etwa die 
zunehmende Technisierung und Flexi
bilisierung der Arbeitswelt berücksichti-
gen. Im Vordergrund stehen dabei die 
Förderung der Präventionskultur in den 
Unternehmen und die individuelle Ge-
sundheitskompetenz der Versicherten. 

Darüber hinaus werden etwa 180 Be-
schäftigte der BGW und VBG ihren Ar-
beitsplatz am neuen Standort beziehen. 
Das Präventionszentrum soll voraus-
sichtlich Anfang 2021 eröffnen. 

„Zusätzlich zu den bereits auch an an- 
deren Standorten bewährten Semi
narangeboten wird das Prävention
szentrum neue, spezifische Qualifizie-
rungsformate sowie Ausstellungen, 
Praxiswelten und Veranstaltungen zu 
unterschiedlichen, aktuellen Themen 
aus Arbeitssicherheit und Gesundheits-
schutz anbieten“, sagt Prof. Dr. Stephan 
Brandenburg, Hauptgeschäftsführer der 
BGW. „Es wird ein zukunftsorientiertes 
Haus für Arbeitssicherheit, Unfallverhü-
tung und Gesundheitsschutz entstehen, 
in dem Barrierefreiheit und Inklusion 
nicht nur theoretisch vermittelt, son-
dern höchste Standards auch selbst re-
alisiert  und vorgelebt werden“, so 
Thorsten Döcke, Mitglied der VBG.

Gemeinsames Präventionszentrum von BGW und VBG in Hamburg
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„Schlauer Fuchs“ für sichere Lösung

BGHM-Präventionsexperte Andreas Brendel (rechts) überreicht das Gütesiegel „Sicher mit 
System“ an Geschäftsführer Thomas Hoffmann (StH Stahlverarbeitung Hoffmann GmbH).
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Das Unternehmen StH Stahlverarbeitung 
Hoffmann GmbH aus Lauchammer hat 
gleich zwei Auszeichnungen der Berufs-
genossenschaft Holz und Metall (BGHM) 
erhalten:  Verliehen wurde das Gütesiegel 
„Sicher mit System“ für die Einführung ei-
nes professionellen Arbeitsschutz-Ma-
nagement-Systems sowie der BGHM-Si-
cherheitspreis „Schlauer Fuchs“ für eine 
vorbildlich umgesetzte Idee zur Verbesse-
rung der Arbeitssicherheit. 

„Die ausgezeichnete Idee ist simpel, aber 
wirkungsvoll“, erklärte der BGHM-Präven-
tionsexperte Andreas Brendel bei der Über-
gabe des „Schlauen Fuchses“ an den Ge-
schäftsführer Thomas Hoffmann. Durch 
den Einfall eines Mitarbeiters konnte an 
einer Biegemaschine eine mit Gefährdung 
verbundene Tätigkeit durch einen mecha-
nischen Kniff gelöst werden. „Mit dieser 
Maßnahme haben wir die Gefährdung für 
die Hände beseitigt“, sagt Hoffmann. Auch 
die Ergonomie habe sich verbessert. 

Die Themen Arbeitssicherheit und betrieb-
licher Gesundheitsschutz hat das Unter-
nehmen mit der Einführung eines Arbeits-
schutz-Management-Systems im vergan- 
genen Jahr systematisch auf seine Agenda 

gesetzt. Dafür wurde es mit dem Gütesie-
gel „Sicher mit System“ ausgezeichnet. 
„Diese Veränderungen sind Ausdruck  
einer gelebten Sicherheitskultur“, sagt 
Brendel. Das Potenzial seiner Beschäftig-

ten will der Unternehmer künftig weiter 
fördern. „Im kommenden Jahr möchte ich 
alle Mitarbeiter mithilfe der Angebote der 
BGHM zum Thema Rückengesundheit 
schulen“, kündigt er an. 

Nach anderthalbjähriger Vorbereitungs-
zeit ist der Startschuss zum Aufbau eines 
gemeinsamen Archivs aller Berufsgenos-
senschaftlichen Kliniken (BG Kliniken)  
gefallen: Anfang August 2016 wurde mit 
der Firma März als Generalunternehmer 
der Vertrag für eine digitale Dokumenten-
archivierung (ECM) und einem System 

zum barrierefreien Datenaustausch zwi-
schen den BG Kliniken und weiteren Ge-
sundheitsunternehmen geschlossen. Die 
Kliniken der gesetzlichen Unfallversiche-
rung führen damit an sämtlichen Stand-
orten ein einheitliches Dokumentenarchiv 
ein. Die Plattform ermöglicht in Zukunft 
eine verbundweite Verwaltung der Pati-

entendaten unabhängig von der jewei-
ligen IT-Infrastruktur. „Damit ist die Vor-
bereitung eines der komplexesten IT- 
Gemeinschaftsprojekte der BG Kliniken 
abgeschlossen und die Umsetzung kann 
beginnen“, so Eckhard Oesterhoff, Be-
reichsleiter IT der Dachgesellschaft der 
BG Kliniken. 

Ein Archiv für alle BG Kliniken

53 Prozent der Autofahrerinnen und  
Autofahrer sind der Meinung, dass der 
Straßenverkehr zunehmend von aggres-
sivem Verhalten geprägt ist. Etwa ein Vier-
tel (27 Prozent) ist der Auffassung, das sei 
schon immer so gewesen. Dies ergab eine 
repräsentative Befragung, die im Auftrag 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates 
(DVR) vom Marktforschungsinstitut Ipsos 

bei 2.000 Personen über 14 Jahren durch-
geführt wurde. Demnach ist Aggression  
für acht von zehn Befragten ein prägen-
des Element im Straßenverkehr. Als Bei-
spiele für aggressives Verhalten wurden am 
häufigsten zu schnelles Fahren genannt  
(73 Prozent), gefolgt von dichtem Auffah-
ren/Drängeln (67 Prozent) und riskantem 
Überholen (65 Prozent). 

Zahl des Monats: 53 %
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Weitere Informationen: ilka.woelfle@dsv-europa.de

Nachrichten aus Brüssel

9

Die Stärkung der sozialen Dimension 
steht ganz oben auf der politischen 
Agenda der EU-Kommission. Das hat 
EU-Sozialkommissarin Marianne Thys-
sen bereits zu Beginn des Jahres betont, 
als sie ihre Vorstellungen zur Einfüh-
rung einer Europäischen Säule sozialer 
Rechte präsentierte. 

Mit einem aktuellen Verordnungsvor-
schlag zur Modernisierung der Sozial-
statistik soll die Bedeutung der Sozial-
politik weiter untermauert werden. So 
möchte die Brüsseler Behörde, dass  
zukünftig personenbezogene Daten, die 
für die europäische Sozialpolitik von  
Bedeutung sind, schneller vorliegen und 

europaweit besser vergleichbar werden. 
Deshalb sollen die Vorgaben für die sie-
ben derzeit nebeneinander bestehenden  
Erhebungen vereinheitlicht werden. 
Konkret wird in dem Vorschlag auch die 
Erhebung von Datensätzen zur Gesund- 
heit, zur Arbeitsbedingungen sowie Teil-
-habe angesprochen. Ob und inwieweit 
die EU-Kommission erhobene Daten – so 
zum Beispiel zu Arbeitsunfällen – für po
litische Entscheidungsfindungen nutzen 
wird, bleibt abzuwarten. 

Die Brüsseler Behörde hat jedoch be-
reits angekündigt, dass eine schnellere 
Erhebung von Daten notwendig sei, um 
mit sozialpolitischen Maßnahmen auf 
die tatsächlichen Bedürfnisse der euro-
päischen Bürgerinnen und Bürger ein-
gehen zu können. 

Der am 24. August veröffentlichte Vor-
schlag für eine Rahmenverordnung 
wird nun im Europäischen Parlament 
und Rat beraten.

EU nimmt Modernisierung der Sozialstatistik in Angriff
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Bereits im Frühjahr hat die EU-Kom-
mission ihre Vorstellungen zu einer 
Überarbeitung der Entsenderichtlinie 
(96/71/EG) veröffentlicht. Die Kommis-
sion möchte mit ihren Vorschlägen die 
Arbeitnehmerrechte verbessern und 
insgesamt transparentere Vorschriften 
erwirken. Im Mittelpunkt der Reform-
vorschriften stehen Themen wie eine 
gerechtere Entlohnung von entsandten 
Beschäftigten sowie gleiche Wettbe-
werbsbedingungen. Im Kern sollen für 
entsandte Beschäftigte die gleichen 
Entlohnungs- und Arbeitsbedingungen 
gelten wie für lokale Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer. Die EU-Kom-
mission begründet ihre Überlegungen 

mit den Entwicklungen seit Verabschie-
dung der Entsenderichtlinie im Jahr 
1996. Die damalige Situation auf den 
Arbeitsmärkten sei mit den heutigen 
Bedingungen nicht mehr vergleichbar. 
So bestehe aktuell ein erheblich größe-
res Lohngefälle zwischen den Entsen-
de- und den Aufnahmeländern. Dies 
soll nun geändert werden. 

Im Mai hat sich jedoch eine Reihe von 
nationalen Parlamenten gegen den Ge-
setzesvorschlag gewandt. Unter Hin-
weis auf einen Verstoß gegen das Sub-
sidiaritätsprinzip haben sie ein Über- 
prüfungsverfahren eingeleitet. Damit 
werfen sie die Frage auf, ob das Ziel der 

vorgeschlagenen Änderungsrichtlinien 
nicht besser auf nationaler Ebene er-
reicht werden könnte. Die EU-Kommis-
sion hat in einer Mitteilung dargelegt, 
dass sie diese Auffassung nicht teilt, 
und bekräftigt, dass sie an ihren Re
formplänen festhalten will. Die Entsen-
dung von Beschäftigten sei naturgemäß 
eine grenzüberschreitende Angelegen-
heit. Die Verpflichtung aller Mitglied-
staaten, die einschlägigen Vorschriften 
in allen Wirtschaftsbranchen anzuwen-
den, könne nur auf EU-Ebene geregelt 
werden, eine Festlegung auf nationaler 
Ebene sei hier nicht möglich. Damit ist 
der Weg für das Gesetzgebungsverfah-
ren nun frei.

Arbeitskräftemobilität: EU-Kommission hält an ihren Reformplänen fest
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Wie der Bericht „Bildung in Deutschland 
2016“ zeigt, haben der zuletzt leichte An-
stieg der Geburtenzahlen und die aktuel-
le Zuwanderung schutz- und asylsuchen-
der Familien mit Kindern kurzfristig zu 
einem höheren Bedarf an frühkindlichen 
Bildungsangeboten geführt. Auch der 
seit August 2013 bestehende Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz für 
Kinder ab dem vollendeten ersten Le-
bensjahr führt noch kontinuierlich zu ei-
ner steigenden Nachfrage die Betreuung 
der unter Dreijährigen betreffend.  Da die 
Bildungsbeteiligung von Kindern im Alter 
von unter drei Jahren  aktuell bei 51,9 Pro-
zent in Ostdeutschland und 28,2 Prozent 
in Westdeutschland liegt, ist ein quantita-
tiver Mehrbedarf an frühkindlichen Ange-
boten anzunehmen. 

Bessere Verankerung in den Curricula 
Das Bereitstellen einer Lernumgebung, 
die den zunehmend heterogenen Qualifi-
kationsbedarfen Rechnung trägt, fordert 
Anstrengungen von allen Beteiligten. Es 
gilt, geeignete Lernarrangements und 
Lernmaterialien zu entwickeln und das 
Personal in den Bildungseinrichtungen 
durch Qualifikationsmaßnahmen auf die-
se Aufgaben vorzubereiten.

Die zuvor genannten Tatsachen stellen ei-
nerseits eine zu bewältigende Aufgabe dar, 
andererseits bieten sie die Chance, Sicher-
heit und Gesundheit als qualitatives Inst-
rument möglichst früh und noch besser 
innerhalb der Curricula zu implementie-
ren. Die Unfallversicherungsträger möch-
ten die Bildungseinrichtungen bei dieser 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe inner-
halb ihres Präventionsauftrages unterstüt-
zen. Wie, erfährt man anhand von exemp-
larischen Beispielen in diesem Heft.

Qualitätssteigerung in  
der Tagespflege
Weil immer mehr Kinder unter drei Jahren 
von Tagespflegepersonen betreut werden, 
haben die Bundesarbeitsgemeinschaft 
„Mehr Sicherheit für Kinder e. V.“ (BAG) 
und die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 
(UK NRW) ein Modellprojekt gestartet. Im 
Rahmen der Präventionsleistung „For-
schung, Entwicklung und Modellprojek-
te“ soll damit die Betreuungsqualität 
durch Tagespflegepersonen sichergestellt 
werden. Das Projekt wird von Martina 
Abel (Geschäftsführerin der BAG) und Re-
gina Gerdon (UK NRW) vorgestellt. Es 
bleibt abzuwarten, wie erfolgreich dieses 
Qualifizierungskonzept sein wird, wie es 

sich weiterentwickelt und ob es an die an-
deren Bundesländer weitergegeben wird.

Lebenswelt frühe Kindheit
Wie die Werte Sicherheit und Gesundheit 
vermittelt werden können, zeigt das Fach-
konzept „Die Gesundheit und Sicherheit 
in der frühen Bildung fördern“, das Dr. h. 
c. Heinz Hundeloh von der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen im Leitartikel dieses 
Schwerpunktheftes vorstellt. Beim Studie-
ren seines Textes wird das Motto „Was 
Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmer-
mehr“ assoziiert. Und wie schwer es ist 
Verhalten zu verändern, hat jeder schon 
am „eigenen Leib“ erfahren. 

Zudem trägt die gesamte Gesellschaft 
ebenfalls Verantwortung für den Nach-
wuchs, und jede Person kann durch ihre 
Vorbildfunktion gerade bei den Kleinsten, 
Großes bewirken. Denn: Wie der Leiter 
des Fachbereiches Bildungseinrichtungen 
der DGUV richtig schildert, führen mehr 
Sicherheit und Gesundheit in Kinderta-
geseinrichtungen zu mehr Sicherheit und 
Gesundheit in den nachfolgenden Lebens-
phasen. In diesem Konzept einer Prä
ventionsleistung aus dem Bereich „Infor-
mation und Kommunikation“ wird somit 
beschrieben, wie sich gute gesunde Kin-
dertageseinrichtungen schaffen lassen. 

Eine weitere Präventionsleistung aus die-
sem Bereich stellt Annette Kuhlig von der 
Unfallkasse Berlin mit der neuen DGUV 
Information 202-093 „Die Jüngsten in Kin-
dertageseinrichtungen sicher bilden und 
betreuen“ vor. Damit steht dem Präven
tionspersonal der Unfallversicherungs
träger eine bundesweite Handlungsan- 
leitung zur Verfügung, um Kindertages-
einrichtungen zu beraten, die Kinder unter 
drei Jahren betreuen.

Sicherheit und Gesundheit in  
Bildungseinrichtungen
In den Lebenswelten Kita, Schule und Hochschule stehen die Unfallversicherungsträger vor der  
Herausforderung, das Bewusstsein für Sicherheit und Gesundheit noch stärker zu fördern als bisher:  
Das Titelthema dieser Ausgabe zeigt erfolgversprechende Lösungsansätze.

Eine Aufgabe für die Unfallversicherung

Sieglinde Ludwig
Unterabteilung Gesundheit der DGUV 
E-Mail: sieglinde.ludwig@dguv.de
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Lebenswelt Schule und die Inklusion
Nach der Lebenswelt Kita kommen die 
Kinder aufgrund der Schulpflicht in das 
Setting Schule. Den Menschen, die in die-
ser Umgebung tätig sind, stellt Markus 
Schwan von der Unfallkasse Rheinland-
Pfalz den Internetauftritt www.sichere-
schule.de vor. Alle Interessierten erfahren 
in diesem Portal, wie Schulen sicher und 
gesund gestaltet werden können: Schul- 
träger erhalten Informationen zu ihren 
Pflichten, die Sicherheit und Gesundheit 
betreffen, Lehrkräfte finden Materialien 
und Hilfen für die sicherheitsgerechte  
Unterrichtsgestaltung und -organisation, 
Eltern, Schülerinnen und Schüler sowie 
alle anderen Interessierten können sich 
dort „schlaumachen“.

Seit dem 26. März 2009 ist die UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit  
Behinderungen (UN-BRK) in Deutschland 
geltendes Recht. Um Menschen mit Behin-
derung eine Teilhabe zu ermöglichen, hat 
die DGUV 2011 ihren ersten Aktionsplan 1.0 
auf den Weg gebracht. Seit 2015 ist der Ak-
tionsplan 2.0 in Kraft, der seine Schwer-
punkte auf die Bewusstseinsbildung, die 
Inklusion und die Partizipation legt. Um 
Inklusion zu befördern, unterstützt die 
DGUV zum Beispiel das Projekt „Mit Schul-
leitung gesunde, inklusive Schule gestal-
ten“. Wie Prof. Bettina Amrhein und Ben-
jamin Badstieber schildern, untersucht  
es Möglichkeiten, wie Schulleitungen das  
gemeinsame Lernen aller Kinder und Ju-
gendlichen realisieren und Inklusion zum 
Leitbild von Veränderungsprozessen ma-
chen können. Eine Schulentwicklung soll 
dabei integrativ immer auch Sicherheit 
und Gesundheit im Blick haben. 

Im Interview erläutert Gabi Ohler, Staats-
sekretärin im Thüringer Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport, dass in den 
Thüringer Lehrplänen Sicherheit und Ge-
sundheit aus ihrer Sicht ausreichend ver-
ankert sind, die qualitätsgesicherte Um-
setzung und damit das „Leben“ zum Teil 
aber noch verbesserungsfähig sind.

Ein Schwerpunkt:  
die Verkehrserziehung
Vor dem Hintergrund der Vision Zero – der 
Strategie, eine Zukunft zu schaffen, in der 
niemand in der Bildungs- und Arbeitswelt 
getötet oder so schwer verletzt wird, dass er 
lebenslange Schäden davonträgt – ist die 
gesetzliche Unfallversicherung bestrebt, 

tödliche und schwere Unfälle zu verhin-
dern. Unfallschwerpunkte in diesen beiden 
Kategorien sind die Schulwegunfälle und 
die Schulsportunfälle. Für Flüchtlingskin-
der und jugendliche Flüchtlinge (Zuwan-
derung) ist der Weg zu den Bildungseinrich-
tungen neu (etwa Umgebung, Verkehrs- 
situation) und stellt in Verbindung mit dem 
originär vorhandenen Spieltrieb der In- 
dividuen eine noch größere Gefahr dar. 

Die Verkehrserziehung ist von jeher eine 
der wichtigsten Maßnahmen zur Ver- 
hütung der Schulwegunfälle in Bildungs-
einrichtungen. Um bei dem Thema die vor-
genannte Personengruppe zu berücksich-
tigen, bedarf es – wie Michael Taupitz und 
Sabine Bünger von der Unfallkasse Nord 
ausführen – neuer oder abgewandelter 
Denkansätze. Denn die Herausforderung 
lässt sich ihres Erachtens nur bewältigen, 
wenn Flüchtlingskinder und jugendliche 
Flüchtlinge im Schonraum auf den Real-
verkehr vorbereitet werden, damit sie si-
cher zu den Bildungseinrichtungen und 
wieder nach Hause kommen. Ergänzend 
lenkt Katja Seßlen von der Kommunalen 
Unfallversicherung Bayern/Bayerischen 
Landesunfallkasse einen interessanten 
Blick auf die integrative Verkehrserzie-
hung. Sie stellt klar, dass sich Lehrkräfte 
grundsätzlich in allen Fächern und in 
sämtlichen Jahrgangsstufen bis hin zur 
Oberstufe diesem „überlebenswichtigen“ 
Thema widmen sollten – auch vor dem 
Hintergrund der neuesten Entwicklungen. 

Aufgegriffen wird auch der zweite Unfall-
schwerpunkt, die Schulsportunfälle, aller-
dings in einem Randbereich: dem Hoch-
schulsport. Denn auch in der Hochschule 
ist der Sport die Unfallursache Nr. 1. Chris-
tina Walther von der Unfallkasse Hessen 
stellt dar, dass der Hochschulsport zur För-
derung der Gesundheit der Studierenden 
ein wichtiges Element darstellt, und erläu-

tert, weshalb Rahmenbedingungen und 
Qualifizierung der Übungsleitenden im  
Fokus stehen sollten. Was Unfallversiche-
rungsträger in diesem Zusammenhang tun, 
schildert sie an einem Beispiel.

Das Miteinander zählt
Prävention und damit die Werte Sicherheit 
und Gesundheit müssen integrativer Be-
standteil der pädagogischen Arbeit in allen 
Bildungseinrichtungen werden und auch 
zur Organisationsentwicklung beitragen. 
Wichtig sind individuelle Konzepte, die  
für die konkreten Situationen passen, in 
denen sich die Bildungseinrichtungen be
finden. Das jeweilige familiäre und soziale 
Umfeld muss dabei helfen, die Kompetenz-
entwicklung zu fördern; auch die Kinder 
selbst sind aufgefordert, ihre Entwicklung 
aktiv mitzugestalten. Nur Miteinander wird 
Erfolg zu erreichen sein und nicht durch 
ein Abschieben von Verantwortung auf die 
jeweils anderen. 

Durch ein vielfältiges, sicherheits- und 
gesundheitsbezogenes Angebot an Prä-
ventionsleistungen versucht die gesetzli-
che Unfallversicherung dabei zu unter-
stützen. Dazu gehört unter anderem ihre 
nächste Präventionskampagne „Kultur 
der Prävention“, die 2017 startet. Mit ihr 
wollen die DGUV und die Unfallversiche-
rungsträger Sicherheit und Gesundheit 
als Werte für alle Menschen, für jede Or-
ganisation sowie für die Gesellschaft eta-
blieren. Diese beiden Werte sollen zum 
Maßstab allen Handelns und bei allen 
Entscheidungen mitberücksichtigt wer-
den, um in allen Bildungseinrichtungen 
und Betrieben eine Präventionskultur zu 
etablieren.

Zum Schluss sollte noch das Gesetz zur 
Stärkung von Gesundheitsförderung und 
Prävention erwähnt werden, das am  
25. Juli 2015 in Kraft getreten ist. Es ver-
folgt unter anderem das Ziel, die Präven-
tion und Gesundheitsförderung in Le-
benswelten wie Kitas und Schulen zu 
stärken. Hierzu sollen die gesetzliche 
Kranken-, Unfall-, Renten- und Pflegever-
sicherung eine nationale Präventionsstra-
tegie entwickeln, damit Prävention dort 
greift, wo Menschen lernen. Die Umset-
zung des Präventionsgesetzes könnte da-
bei helfen, das bisher erreichte Präventi-
onsniveau im Bildungsbereich weiter zu 
steigern sowie Sicherheit und Gesundheit 
als Werte zu implementieren.� •

„Prävention und damit die  
Werte Sicherheit und Ge-

sundheit müssen integrativer 
Bestandteil der pädagogischen 

Arbeit in allen Bildungsein-
richtungen werden und auch 

zur Organisationsentwicklung 
beitragen.“
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Frühe Bildung ist grundlegend
Seit Anfang der 2000er Jahre ist die Kin-
dertagesbetreuung in den Fokus bildungs-
politischen und bildungswissenschaft- 
lichen Interesses gerückt. Vor der PISA-
Studie lag der Fokus der öffentlichen Dis-
kussion über die Kindertagesbetreuung 
auf der familienpolitisch motivierten Auf-
gabe der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Nach PISA lautete das Schlüssel-
wort „Bildung“. Demzufolge wird heutzu-
tage die Kindertagesbetreuung schwer-
punktmäßig unter dem Aspekt betrachtet, 
welchen Beitrag sie zur frühkindlichen 
Bildung und Kompetenzentwicklung leis-
ten soll und leisten kann.

Die Notwendigkeit dieser veränderten Per-
spektive auf die Kindertagesbetreuung 
wird durch Ergebnisse der Bildungsfor-
schung gestützt: Schon in den ersten Le-
bensjahren werden bei Kindern die 
Grundlagen für späteres erfolgreiches Ler-
nen und damit für gute Entwicklungs-, 
Teilhabe- und Aufstiegschancen gelegt. 
Für ihre gesamte kognitive, sprachliche 
und sozio-emotionale Entwicklung bildet 
die Phase der frühen Bildung das zentrale 

Fundament. Von einer guten Betreuungs-
qualität in Kindertageseinrichtungen (Ki-
tas) profitieren Kinder deshalb ein Leben 
lang. Was in der frühkindlichen Bildung 
und Erziehung versäumt wird, ist später 
gar nicht oder nur schwer aufzuholen und 
auszugleichen.

Die ersten Lebensjahre prägen aber nicht 
nur die Persönlichkeit und die Bildungs-
chancen, sondern auch das Sicherheits- 
und Gesundheitsverhalten sowie die Ge-
sundheitschancen eines Menschen. In der 
frühesten und frühen Kindheit können 
und müssen Kinder elementare Voraus-
setzungen erwerben, die sie in die Lage 
versetzen, kompetent mit Risiken und Ge-
fahren umzugehen und ihre Gesundheit 
zu erhalten und zu stärken.

Die Sicherheit und Gesundheit in allen Le-
benswelten – Schule, Familie, Freizeit und 

Arbeit – und Lebensphasen werden we-
sentlich durch die Qualität der Prävention 
und Gesundheitsförderung in der frühen 
Bildung beeinflusst. Im Sinne einer nach-
haltig wirksamen Prävention ist es deshalb 
erforderlich, die frühe Bildung gesund-
heitsförderlich zu gestalten und stärker, als 
es bisher geschah, für Prävention zu nut-
zen. Es gilt, möglichst frühzeitig Kinder da-
bei zu unterstützen, sich ein ausgeprägtes 
Gefahrenbewusstsein und umfassende Ge-
sundheitskompetenzen anzueignen, damit 
sie sich sicher- und gesundheitsbewusst 
verhalten und zunehmend selbstbestimmt 
entscheiden können.

Gesundheit in  
Kindertageseinrichtungen
Ein hoher Stellenwert von Prävention und 
Gesundheitsförderung in Kindertagesein-
richtungen scheint auch erforderlich zu 
sein, wenn man die Daten zur Gesundheit 
von Erzieherinnen und Erziehern sowie zur 
Kindergesundheit zugrunde legt. Parallel 
zum Ausbau der Kindertagesbetreuung hat 
die Zahl der meldepflichtigen Unfälle von 
Kindern in der Tagesbetreuung zugenom-
men – und zwar sowohl in der absoluten 
Unfallhäufigkeit als auch in der Unfallrate. 
Insgesamt ereigneten sich in den Jahren 
2009 bis 2013 pro Jahr durchschnittlich 
rund 238.000 Unfälle von Kindern in einer 
Kindertagesbetreuung.1 Die Unfälle in Kin-
dertageseinrichtungen machen jedoch nur 
einen kleinen Teil der Unfälle aus, die im 
Alter zwischen ein und sechs Jahren pas-
sieren. Je nach Altersgruppe sind es zwi-
schen fünf und 20 Prozent.

Neben den Unfällen sind die psychischen 
Beeinträchtigungen und Störungen im 

Notwendigkeit und Ausrichtung von  
Prävention und Gesundheitsförderung  
in Kindertageseinrichtungen
Prävention in der frühen Bildung auf der Grundlage des Konzeptes „Gute gesunde Kindertageseinrichtung“ 
kann zu mehr Sicherheit und Gesundheit sowohl in Kindertageseinrichtungen als auch in den nachfol-
genden Lebensphasen beitragen.

„Von 2009 bis 2013 ereigneten 
sich pro Jahr rund 238.000 Unfälle 
von Kindern in einer Kita.“

Sicherheit und Gesundheit in der frühen Bildung fördern

Dr. h. c. Heinz Hundeloh
Fachbereich Bildungseinrichtungen der DGUV  
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen
E-Mail: h.hundeloh@unfallkasse-nrw.de
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Kindes- und Jugendalter bedeutsam. Nach 
den Ergebnissen der „KiGGS-Studie – Ers-
te Folgebefragung (KiGGS Welle 1)“ aus 
den Jahren 2009 bis 2012 weisen gut 17 
Prozent der Drei- bis Sechsjährigen ein er-
höhtes Risiko für psychische Belastungen 
auf. Problematisch scheint in dieser Al-
tersgruppe vor allem das prosoziale Ver-
halten zu sein.2

Nicht selten sind auch chronische Gesund-
heitsprobleme, zum Beispiel Allergien 
oder Erkrankungen der Atemwege. Nach 
Angaben der Eltern haben etwa 14 Prozent 
der drei- bis sechsjährigen Kinder und Ju-
gendlichen ein lang andauerndes chroni-
sches Gesundheitsproblem. Dadurch sei 
jedoch nur etwa jedes fünfte Kind einge-
schränkt oder daran gehindert, Dinge zu 
tun, die Gleichaltrige tun können.3

Schlechter als der Gesundheitsstatus der 
Kinder ist der der pädagogischen Fach-
kräfte einzustufen. Fasst man die Ergeb-
nisse der STEGE-Studie4 zusammen, ergibt 
sich folgendes Bild: Die pädagogischen 
Fach- und Leitungskräfte in Kindertages-
einrichtungen weisen im Vergleich zu 
gleichaltrigen Frauen mit gleicher Bildung 
in der deutschen Bevölkerung eine deut-
lich schlechtere subjektive Gesundheit auf 
und sind häufiger dauerhaft in ihrem All-
tag aufgrund gesundheitlicher Probleme 
eingeschränkt. Als häufigste Erkrankun-
gen zeichnen sich Muskel-Skelett-Erkran-
kungen, Erkrankungen der Atemwege, 
neurologische Erkrankungen sowie psy-
chische Beeinträchtigungen ab. Bei jeder 
zehnten pädagogischen Fach- und Lei-
tungskraft wurde innerhalb der letzten 
zwölf Monate ein psycho-vegetatives Er-
schöpfungssyndrom ärztlich diagnosti-
ziert. Die häufigsten Beschwerden von 
Fach- und Leitungskräften sind Kreuz- und 
Rückenschmerzen, Nacken- und Schulter-
schmerzen, Grübelei, innere Unruhe sowie 
leichte Ermüdbarkeit, Mattigkeit und ein 
übermäßiges Schlafbedürfnis.

Wesentlich für diese gesundheitlichen Be-
einträchtigungen ist nach Auffassung der 
Autorinnen der Studie die Strukturquali-
tät einer Einrichtung, wie zum Beispiel 
räumliche Bedingungen, Ausmaß der 
Fluktuation unter den Mitarbeitenden 
oder der Fachkraft-Kind-Schlüssel. Mit ab-
nehmender Strukturqualität der vorschu-
lischen Einrichtung sinkt die subjektive 
Gesundheit der Beschäftigten.

Voraussetzungen für wirksame  
Prävention in Kitas
Die Unfallversicherungsträger sind wich-
tige Partner der Kindertageseinrichtungen 
bei der Förderung von Sicherheit und Ge-
sundheit. Es gehört zu ihrem gesetzlichen 
Präventionsauftrag, in den Einrichtungen 
für die Verhütung von Unfällen und ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren so-
wie für eine wirksame Erste Hilfe zu sor-
gen. Versicherte sind sowohl die Kinder 
als auch das Personal. Allerdings ist die 
Zuständigkeit nicht einheitlich. Sowohl 
die Unfallkassen beziehungsweise Ge-
meindeunfallversicherungsverbände in 
den Ländern als auch Berufsgenossen-
schaften, insbesondere die Berufsgenos-
senschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW), sind für die 3,3 
Millionen Kinder und über 550.000 päda-
gogische Fachkräfte in über 54.000 Tages-
einrichtungen zuständig.5

Soll das präventive Engagement der Un-
fallversicherungsträger in Kindertages-
einrichtungen nachhaltig wirksam sein, 
dann sollten sie nicht nur miteinander 
kooperieren, sondern sie müssen vor al-
lem den Besonderheiten des Lebens- und 
Lernraums Kindertageseinrichtung Rech-

nung tragen. Nur dann findet ihr Enga-
gement Anklang  bei den Akteuren der 
frühen Bildung und nur dann werden 
Prävention und Gesundheitsförderung zu 
einem selbstverständlichen Bestandteil 
der Arbeit und des Lebens in Kinderta-
geseinrichtungen. Vor diesem Hinter-
grund sollten die präventiven Maßnah-
men der gesetzlichen Unfallversicherung 
in Kindertageseinrichtungen nachfolgen-
de Aspekte berücksichtigen:

Akzeptanz findet die Förderung von Si-
cherheit und Gesundheit in Kindertages-
einrichtungen, wenn sie ihr Kerngeschäft  
unterstützt. Dies ist vor allem dann der 
Fall, wenn die Maßnahmen auch die Um-
setzung des Betreuungs-, Erziehungs- und 
Bildungsauftrags von Kindertagesein
richtungen unterstützen und sich an den 
Inhalten der länderspezifischen Bil
dungspläne orientieren. Sicherheits- und 
Gesundheitsinterventionen sind somit so 
zu gestalten, dass sie sowohl einen Beitrag 
zum Erhalt und/oder zur Verbesserung der 
Gesundheit leisten als auch zur Förderung 
der Bildungsqualität einer Kindertagesein-
richtung. Die Voraussetzungen für eine 
derartige Ausrichtung sind in Kindertages-
einrichtungen verhältnismäßig gut, weil 
Gesundheit in den Bildungsplänen aller 16 
Bundesländer als eigenständiger Bil-
dungsbereich installiert ist. Maßnahmen, 
die die Verbesserung der Sicherheit und 
Gesundheit als alleiniges Ziel haben, wer-
den eher als additiv und zusätzliche Auf-
gabe wahrgenommen und laufen damit 
Gefahr, keine oder nur bedingte Akzeptanz 
bei den Akteuren und Akteurinnen der frü-
hen Bildung zu finden.

Die Orientierung am Betreuungs-, Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag ist nicht zu-
letzt auch deshalb erforderlich, weil es 
einen engen wechselseitigen Zusammen-
hang zwischen Bildung und Gesundheit 
einschließlich Sicherheit gibt. Wohler
gehen, Gesundheit und Sicherheit sind ▸

„Schlechter als der Gesundheits-
status der Kinder ist der 
der pädagogischen Fachkräfte 
einzustufen.“

„Was in der frühkindlichen Bildung und  
Erziehung versäumt wird, ist später gar nicht oder  

nur schwer aufzuholen und auszugleichen.“
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zentrale Voraussetzungen für die Arbeits- 
und Leistungsfähigkeit von Bildungsein-
richtungen, denn Bildung ist weniger ein 
technisches als vielmehr ein personen- 
und beziehungsabhängiges Ergebnis. 
Umgekehrt beeinflussen aber auch die 
Anforderungen, Arbeitsbedingungen und 
Ergebnisse der Lebenswelt Kindertages-
einrichtung die Gesundheit.

Die Förderung von Sicherheit und Gesund-
heit ist als Beitrag zur Entwicklung einer 
Organisation und ihrer Qualität zu verste-
hen und dementsprechend zu gestalten. 
Deshalb und weil die Gesundheit von Kin-
dertageseinrichtungen und ihrer Akteu
rinnen und Akteure sowohl durch die 
Organisationsverhältnisse als auch die in-
dividuellen Verhaltensweisen bestimmt 
wird, sollten Prävention und Gesundheits-
förderung im Wesentlichen als Organisati-
onsentwicklung realisiert werden. Hierzu 
gehören personale Entwicklung, Entwick-
lung der materiellen und sozialen Struktu-
ren sowie die Gestaltung der Prozesse ei-
ner sozialen Organisation.

Die Orientierung am Betreuungs-, Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag sowie die 
Tatsache, dass in Kindertageseinrichtun-
gen die Sicherheit und Gesundheit von Er-
wachsenen und Kindern in den Blick ge-
nommen werden müssen, legen nahe, als 
Grundlage für Prävention und Gesund-
heitsförderung in Kindertageseinrichtun-
gen ein umfassendes und dynamisches 
Gesundheitsverständnis zu verwenden. 
Dieses Verständnis schließt nicht mehr 
nur die klassischen Sicherheits- und Ge-
sundheitsthemen wie Unfallverhütung, 
Bewegungsförderung oder Ernährung ein, 
sondern auch Themen wie Sozialklima, 
Kooperation oder Selbstwirksamkeit. Ein 
solches Gesundheitsverständnis ermög-
licht in der Praxis unterschiedliche und 
bisher wenig genutzte thematische Zugän-
ge. Dadurch kann die Passung zwischen 
dem bildungsbezogenen Auftrag einer 
Kindertageseinrichtung und der Präventi-
on und Gesundheitsförderung einfach 
und effektiver hergestellt werden.

Das Konzept „Gute gesunde  
Kindertageseinrichtung“
Für die Arbeit des DGUV-Spitzenverbandes 
und seiner Mitglieder in Kindertagesein-
richtungen erscheint das von Voss und 
Viernickel entwickelte Konzept „Gute ge-
sunde Kindertageseinrichtung“6 besonders 

gut geeignet zu sein, weil es die genannten 
Anforderungen an ein wirksames und zeit-
gemäßes Präventionskonzept erfüllt. Es 
verbindet die Förderung von Sicherheit 
und Gesundheit mit der Ausgestaltung und 
Entwicklung der frühen Bildung in Kinder-
tageseinrichtungen.

In Anlehnung an den Ansatz „Gute ge-
sunde Schule“7 begreifen Viernickel und 
Voss  eine gute gesunde Kindertagesein-
richtung als Lebenswelt von Kindern,  
pädagogischen Fachkräften und Eltern 
und verfolgen das Ziel einer nachhaltigen  
Systemveränderung. Sie verbinden die 
Umsetzung des Bildungs-, Erziehungs- 

und Betreuungsauftrags von Kindertages-
einrichtungen mit dem Schutz und der 
Förderung der Gesundheit aller Beteilig-
ten. Bildungsqualität und Gesundheits
förderung werden als sich wechselseitig 
bedingende Faktoren betrachtet. Der An-
satz nutzt und entwickelt somit die Res-
source Sicherheit und Gesundheit, um die 
Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-
qualität der Institution Kindertagesein-
richtung zu erhöhen und sie im Sinne von 
Empowerment8 zu ermächtigen, ihre ei-
genen Prozesse aktiv, nachhaltig und  
präventiv in die Hand zu nehmen.

Was nun konkret eine gute gesunde Kin-
dertageseinrichtung ist, beschreiben Vier-
nickel und Voss in ihrem Qualitätsta-
bleau. Es umfasst insgesamt acht Dimen- 
sionen und 40 Qualitätsbereiche mit 
Schlüsselindikatoren, die auf den sieben 
Grunddimensionen Strukturqualität, Ent-
wicklungsqualität, Organisations- und 

„Zeitlich befristete Einzelmaß-
nahmen verändern keine  
Haltungen und Werte, also  
nicht die Kultur von Kitas.“

Von einer guten Betreuungsqualität in Kitas profitieren Kinder ein Leben lang.
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Managementqualität, Prozessqualität, 
Orientierungsqualität und Ergebnisquali-
tät  sowie auf der in allen Grunddimensi-
onen integrierten Gesundheitsqualität ba-
sieren.6 Mit dieser Kategorisierung ähnelt 
das Qualitätstableau der guten gesunden 
Kindertageseinrichtung dem Qualitäts-
rahmen, den Brägger und Posse für den 
Ansatz der guten gesunden Schule entwi-
ckelt haben.9 In den Qualitätsdimensio-
nen und -bereichen werden einerseits si-
cherheits- und gesundheitsbezogene 
Ansätze wirksam. Andererseits haben sie 
selbst einen Einfluss auf die Entwicklung 
psychosozialer Schutzfaktoren und damit 
auch auf die Leistungsbereitschaft und 
-fähigkeit.

Neben der Orientierung an den Qualitäts-
dimensionen des Referenzrahmens spie-
len die nachfolgenden Grundsätze bei der 
Entwicklung guter gesunder Kindertages-
einrichtungen eine Rolle:

• �Kindertageseinrichtung als  
Setting verstehen

• �Verhaltens- und Verhältnisorientierung
• �Prävention und Gesundheits- 

förderung als Leitungshandeln
• �Transparenz
• �Partizipation
• �Empowerment
• ��Risiko- und Ressourcenorientierung
• �Arbeitsschutz und Gesundheitsförde-

rung als zwei Seiten einer Medaille

Viernickel und Voss favorisieren auch ei-
ne bestimmte Strategie, um eine gute ge-
sunde Kita zu realisieren. Erforderlich sei 
mehr als isolierte und zeitlich befristete 
Einzelmaßnahmen. Sie gehen in der Re-
gel nicht tief genug und verändern keine 
Haltungen und Werte, also nicht die Kul-
tur von Kindertageseinrichtungen. Mehr 
Sicherheit und Gesundheit sowie weni-
ger Unfälle und Erkrankungen erfordern 
insbesondere langfristige und systemati-
sche Entwicklungsprozesse. Nach den 
vorliegenden Erkenntnissen scheint des-
halb die Organisationsentwicklung für 
sie die effektivste Strategie zu sein, die 
Förderung von Sicherheit und Gesund-
heit in Kindertageseinrichtungen erfolg-
reich zu gestalten.

Organisationsentwicklung hat für Vierni-
ckel und Voss zum Ziel, die Kita-Verhält-
nisse in ihrer Gesamtheit zu gestalten und 
die Verhaltensweisen, das heißt die Le-
bensstile und Kompetenzen der Kita-Ak-
teure zu beeinflussen, und zwar nicht nur 
die einzelner Personen und Gruppen, son-
dern aller Mitglieder einer Einrichtung. 
Vorrangiges Ziel sollte es sein, die für die 
eigene Einrichtung wichtigen Qualitätsfel-
der und Inhalte zu identifizieren und die-
se kontinuierlich zu bearbeiten.

Aufgaben von  
Unfallversicherungsträgern
Es ist die Aufgabe jeder einzelnen Kinder-
tageseinrichtung, solche Organisations-
entwicklungsprozesse entsprechend ihren 
Voraussetzungen, Rahmenbedingungen 
und Zielsetzungen zu realisieren. Unfall-
versicherungsträger und auch andere Part-

ner können Kindertageseinrichtungen  
dabei unterstützen, indem sie solche Pro-
zesse anstoßen und Einrichtungen, die 
sich auf den Weg zur guten gesunden Kita 
gemacht haben, bei Bedarf Unterstützung 
und Hilfe geben. Dies kann durch Bera-
tung und Begleitung sowie Qualifizierung,  
aber auch mithilfe von Informationen, 
Programmen und Instrumenten erfolgen, 
die im Rahmen der Entwicklungsprozesse 
von den Kindertageseinrichtungen ein- 
gesetzt werden können. � •
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„Für jede Einrichtung müssen 
wichtige Qualitätsfelder und 
Inhalte identifiziert und konti-
nuierlich bearbeitet werden.“
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Die Kita-Landschaft verändert sich
Für pädagogische Fachkräfte ist der Auf-
enthalt von ein- und zweijährigen Kindern 
in ihren Einrichtungen inzwischen selbst-
verständlich geworden. Und auch die jun-
gen Eltern schätzen es sehr, dass sie seit 
August 2013 einen Rechtsanspruch auf ei-
nen Betreuungsplatz für Kinder ab einem 
Jahr haben. Dies belegen auch die Zahlen: 
So wurden am 1. März 2015 deutschland-
weit bereits rund 693.300 Kinder unter drei 
Jahren (U3-Kinder) in Kindertageseinrich-
tungen (Kitas) oder der Kindertagespflege 
betreut. Dies sind 32.600 Kinder mehr als 
im Vorjahr.1

Die Kita-Träger stellen sich darauf ein und 
versuchen, immer mehr Plätze für diese Al-
tersgruppe zur Verfügung zu stellen. Dies 
belegt die stetig steigende Zahl der Neu-
gründungen von Betreuungseinrichtungen 
und damit auch der Anstieg der Versicher-
tenzahlen von unter Dreijährigen bei den 
Unfallversicherungsträgern.2

Aber die Quantität darf nicht allein im Vor-
dergrund stehen. Es geht um altersgerechte 
Bildung und Betreuung auf qualitativ ho-
hem Niveau! Untersuchungen aus der Neu-
robiologie und den Erziehungswissenschaf-
ten betonen inzwischen mehr denn je, wie 
wichtig die ersten Lebensjahre für die wei-
tere gesunde Entwicklung des Kindes sind. 
Dies bedeutet, dass sich die Kitas sowohl 
konzeptionell als auch in ihren räumlichen 

Bedingungen an den Bedürfnissen der 
Jüngsten orientieren müssen. Aber natür-
lich muss sich auch das Personal aufgrund 
der neuen Arbeitsaufgaben verändern.  
Es bedarf anderer Sichtweisen und Her- 
angehensweisen, anderer Personalschlüs-
sel und Qualifizierungen. Hier haben sich  
die meisten Kindertageseinrichtungen 
schon auf einen guten Weg gemacht.

Dieser Weg verläuft mitunter steinig und 
kann zu gesundheitlichen Belastungen füh-
ren, denn die Rahmenbedingungen passen 
häufig nicht zu den eigenen Ansprüchen an 
die pädagogische Arbeit: Beispielsweise 
sind die räumlichen Bedingungen zum Teil 
sehr schwierig, es gibt nicht genügend Per-
sonal gerade für die ganz Kleinen oder die 
ergonomischen Arbeitsmittel für die päda-
gogischen Fachkräfte stehen nicht zur Ver-
fügung (zum  Beispiel Wickeltische mit 
Treppen). Dies belegt auch die STEGE-Un-
tersuchung von Viernickel und Voss.3 Um 
die Gesundheit und Sicherheit aller Betei-
ligten unter diesen veränderten Bedingun-
gen zu unterstützen, bedarf es von Seiten 
der Unfallversicherungsträger zielgruppen-
spezifischer Angebote.

Neuorientierung der  
Präventionsarbeit
Auch die Unfallzahlen in Kindertagesein-
richtungen sind ein Beleg dafür, dass bei 
den Präventionsangeboten die Jüngsten 
mit in den Blick genommen werden müs-

sen. So gab es im Jahr 2014 36.622 melde-
pflichtige Unfälle von Kindern unter drei 
Jahren in der Tagesbetreuung. Das ist ein 
Anstieg von mehr als 2.000 Unfällen ge-
genüber dem Vorjahr.4 Auch wenn es sich 
dabei vorwiegend um Unfälle mit leichten 
Verletzungen handelt, zeigen doch die Un-
fallhergänge, dass Kleinstkinder aufgrund 
ihrer Körpermaße und ihres Entwicklungs-
standes ganz andere Rahmenbedingungen 
für ein gesundes Aufwachsen in der Kita 
benötigen als die Gruppe der Drei- bis 
Sechsjährigen. So sind etwa Umwehrun-
gen anders zu gestalten und geringere Fall-
höhen einzuhalten, damit es zu keinen 
schweren Verletzungen kommen kann. 

Zu den „neuen“ gesundheitlichen Risiken 
der pädagogischen Fachkräfte müssen vor 
allem die Infektionsgefährdungen und  
die Muskel-Skelett-Belastungen gezählt wer-
den. Darüber hinaus können sowohl der 
Lärm als auch die stärkeren psychischen  
Belastungen durch ein größeres Maß an Ver-
antwortung und Aufsicht eine Rolle spielen. 
Hieraus ergibt sich ein veränderter Be
ratungsbedarf, worauf bereits einige Un-
fallversicherungsträger mit der Entwick-
lung von bedarfsgerechten Materialien 
reagiert haben. Auf Grundlage dieser 
Broschüren und neuerer Studien hat das 
Sachgebiet „Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege“ des Fachbereichs 
„Bildungseinrichtungen“ der DGUV eine 
Informationsschrift erarbeitet, um alle 
Unfallversicherungsträger in ihrer Präven- 
tionsarbeit zu unterstützen.

Die Jüngsten sicher bilden  
und betreuen
Wie kann man die Sicherheit und Gesund-
heit der Kinder gewährleisten, ohne sie in 

Bildung und Betreuung der Jüngsten
Der Fachbereich „Bildungseinrichtungen“ der DGUV unterstützt mit einer neuen Informationsschrift Unfallver-
sicherungsträger, um Kitas zu beraten, die Kinder unter drei Jahren betreuen. Sie wird im November vorgestellt.

„Durch ‚neue‘ gesundheitliche 
Risiken der pädagogischen Fach-
kräfte ergibt sich ein veränderter 
Beratungsbedarf.“
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Dipl.-Päd. Annette Kuhlig
Sachgebiet „Kindertageseinrichtungen  
und Kindertagespflege“  
Unfallkasse Berlin
E-Mail: a.kuhlig@unfallkasse-berlin.de
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Zeitgemäße Präventionsangebote für Kindertageseinrichtungen 
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ihrer Entwicklung einzuengen? Welche 
speziellen Anforderungen sind an Ein-
richtungen und Materialien für diese Al-
tersgruppe zu stellen? Worauf ist im Kita-
Alltag zu achten, wenn die Gesundheit 
der pädagogischen Fachkräfte erhalten 
und gefördert werden soll? Diese und 
ähnliche Fragen werden häufig an Auf-
sichtspersonen gestellt.

Bei der Erarbeitung der DGUV Informati-
on sollten deshalb nicht nur die baulichen 
Aspekte, sondern zum Beispiel auch Fra-
gen zur Aufsicht und zum Umgang mit 
dem Risiko behandelt werden.

Ziel war es, eine ergänzende Information 
zur bereits bestehenden Unfallverhütungs-
vorschrift „Kindertageseinrichtungen“ 
(DGUV Vorschrift 82) und der dazu gehö-
renden Regel (DGUV Regel 102-002) zu er-
stellen, die sich speziell mit dem Thema 
der U3-Betreuung befasst. Zwar wird diese 
Thematik in den oben genannten Materia-
lien bereits aufgegriffen, dies aber in erster 
Linie mit Blick auf die baulichen Aspekte.

Balance finden
Damit Kinder dieser Altersgruppe gesund 
aufwachsen können, benötigen sie vor al-
lem Bindung und Freiräume. Das setzt vo-
raus, dass sie feste Bezugspersonen vorfin-
den (zu Hause und in der Kita) und dass 
ihnen Räume zur Entfaltung geboten wer-
den. Gerade bei den Jüngsten besteht die 
Gefahr der Überbehütung, sodass mitun-
ter die Möglichkeiten zum Ausprobieren 
und Fehlermachen sehr klein werden.

Weil aber gerade beides ganz wichtige 
Voraussetzungen für ein gesundes Auf-
wachsen sind, wurde ein Beitrag von  
der Verhaltensbiologin Dr. Gabriele 
Haug-Schnabel an den Anfang der Bro-
schüre gesetzt.

Natürlich darf die Aufsicht bei den Kleinst-
kindern nicht vernachlässigt werden. Hier 
werden an die pädagogischen Fachkräfte 
und die Kindertageseinrichtungen hohe 
Anforderungen gestellt, denn Aufsichts-
pflicht und Entwicklungsförderung in Ein-
klang zu bringen, bedarf einheitlicher Re-
geln und wiederholter Absprachen, um 
Konflikte – auch mit den Eltern – im Inter-
esse der gesunden Entwicklung der Kinder 
zu lösen. Hier bietet die DGUV Information 
den pädagogischen Fachkräften Hilfestel-
lungen in der Argumentation.

Ebenso benötigen die Kleinen Freiräume, 
um sich bewegen zu können, denn dies ist 
der wichtigste Entwicklungsreiz! Erzie-
hungswissenschaftlerin Prof. Renate Zim-
mer macht im Kapitel zwei Ausführungen 
zur motorischen Entwicklung in dieser Al-
tersspanne und hebt die Bedeutung der 
Bewegung als Motor des Lernens hervor. 
Auch hier geht es darum, sichere Bil-
dungsräume anzubieten und dennoch al-
tersgerechte Risiken zuzulassen.

Optimale Gestaltung der Räume und 
Außenflächen
Die nachfolgenden Kapitel der Informati-
onsschrift widmen sich den zu beachten-
den baulichen Aspekten bei der Gestal-
tung von Innen- und Außenräumen. Es 
sind wichtige Maße bei Fallhöhen, Um-
wehrungen und Materialien zu beachten, 
damit die U3-Kinder sicher spielen kön-
nen und die pädagogischen Fachkräfte 
bei der Aufsicht nicht überfordert wer-
den. Die eingangs in der Schrift genannten 
Entwicklungsstufen der Kleinstkinder ge-
raten hier wieder in den Blick, denn bei 
allem Freiraum geht es natürlich darum, 
schwere Unfälle zum Beispiel  durch Ver-
schlucken von Kleinteilen oder Stürzen 
aus der Höhe zu vermeiden.

Die gesundheitlichen Gefährdungen der 
pädagogischen Fachkräfte werden in  
den jeweils inhaltlich passenden Ab-
schnitten aufgegriffen und Hinweise zu 
deren Vermeidung gegeben. So gibt es 
Empfehlungen zum Infektionsschutz,  
zur Lärmreduktion und zur Vermeidung 
von Rückenbelastungen.

Die Kitas auch in Zukunft zur  
U3-Betreuung gut beraten
Die neue DGUV Information 202-093 „Die 
Jüngsten in Kindertageseinrichtungen  
sicher bilden und betreuen“ ist ein Unter-
stützungsangebot, das die DGUV den  
Unfallversicherungsträgern zur Verfügung 
stellt, um Kitas zu beraten, die Kinder  
unter drei Jahren betreuen. Sie wird im 
Rahmen eines Fachgespräches, das im 
November diesen Jahres stattfindet, vor-
gestellt und besprochen. Geplant ist auch, 
Teile der neuen Informationsschrift für 
den Bereich der Kindertagespflege aufzu-
bereiten, weil gerade hier viele Kinder un-
ter drei Jahren betreut werden, sodass 
sich wie in Kindertageseinrichtungen Fra-
gen zur Aufsicht und zum Umgang mit  
Risiken ergeben.

Darüber hinaus arbeitet das Sachgebiet 
„Kindertageseinrichtungen und  Kinder-
tagespflege“ gemeinsam mit dem IFA an 
einem Forschungsprojekt zum Thema 
„Verletzungsminimierende Kantenra-
dien“. In diesem Projekt steht die Frage 
im Mittelpunkt, wie Einrichtungsgegen-
stände in Kitas gestaltet sein müssen, 
damit sich Kleinstkinder beim Sturz  
gegen Kanten nicht schwer verletzen. 
Die neue Informationsschrift wird somit 
das Angebot erweitern, das jetzt bereits 
den Unfallversicherungsträgern für Be-
ratungen von Kindertageseinrichtungen 
zur Verfügung steht, wie zum Beispiel  
die Internetseite der Unfallkasse NRW  
www.sichere-kita.de.� •

DGUV Information 202-093 „Die Jüngsten 
in Kindertageseinrichtungen sicher bilden 
und betreuen“
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Kindertagespflege im Wandel
Durch den seit August 2013 bestehenden 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-
platz für Kinder ab dem vollendeten ers-
ten Lebensjahr werden immer mehr Kin-
der unter drei Jahren von Tagespflege- 
personen betreut. Es ist ein gesellschaft-
liches Anliegen und eine Verpflichtung 
aller Beteiligten, dass diese Kinder in ei-
ner sicheren und gesunden Umgebung be-
treut werden und sich dort optimal entwi-
ckeln können. Für die Weiterentwicklung 

der Betreuungsqualität ist die Qualifizie-
rung der Tagespflegepersonen maßgeb-
lich. Um hier Weichen zu stellen, haben 
die Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) 
Mehr Sicherheit für Kinder e. V. als Kom-
petenznetzwerk für die Sicherheit zu Hau-
se und die Unfallkasse Nordrhein-Westfa-
len (UK NRW) als für die betreuten Kinder 
zuständiger Unfallversicherungsträger im 
Herbst 2015 das Kooperationsprojekt 

„Qualifizierung von Referentinnen und 
Referenten zum Thema Unfallverhütung 
und Kindersicherheit in der Kindertages-
pflege“ begonnen.

Der Ausbau der Kindertagespflege und die 
wachsenden Anforderungen an die Qua-
lifizierung von Tagespflegepersonen brin-
gen für die örtlich Verantwortlichen – Ju-
gendbehörden und Bildungsträger – einen 
hohen Bedarf an spezialisierten Referen-
tinnen und Referenten mit sich. Die Qua-
lifizierung des Personenkreises erfolgt in 
Verantwortung der Jugendämter. Für den 
Themenbereich „Kindersicherheit und 
Unfallverhütung“ gibt es bislang weder 
festgeschriebene Standards noch speziell 
dafür ausgebildete Schulungskräfte. Je-
doch besteht bereits heute eine hohe 
Nachfrage nach diesen Themen.

Ein neues Fortbildungskonzept für die 
sichere Betreuung kleiner Kinder
BAG und UK NRW haben in den letzten 
Monaten gemeinsam mit lokalen Verant-
wortlichen und Verbänden aus Nordrhein-
Westfalen in einem Ideenworkshop die 
Grundzüge des Fortbildungskonzepts ab-
gestimmt. Es basiert auf dem kompetenz-

orientierten Qualifizierungshandbuch des 
Deutschen Jugendinstituts (DJI), das im 
August 2015 erschienen ist. Das Hand-
buch bildet die Grundlage für die Qualifi-
zierung von Tagespflegepersonen und soll 
in den nächsten fünf Jahren das bisherige 
DJI-Curriculum ablösen.

Neu sind die Erweiterung der Qualifi
zierung von bisher 160 auf 300 Unter-
richtseinheiten, das verbindliche Berufs
praktikum und die fachlich-didaktische 
Ausrichtung auf Handlungskompetenz. 
Der Schwerpunkt der Qualifizierung liegt 
auf selbstgesteuertem Lernen, Lernpro-
zessen in der Gruppe und Selbstreflexi-
on. Referentinnen und Referenten, die in 
der kompetenzorientierten Qualifizie-

Kindersicherheit  
in der Tagespflege
Die Qualifizierung von Tagespflegepersonen befindet sich im Umbruch. 
Auf Basis des kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuchs  
haben die BAG und die Unfallkasse NRW ein neues Fortbildungskonzept 
zur Kindersicherheit in der Tagespflege entwickelt.

„Selbstgesteuertes Lernen  
und Selbstreflexion sind Schwer-
punkte der Qualifizierung.“
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Abteilung Hochschulen und  
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rung tätig sind, müssen in der Lage sein, 
neue Unterrichtsformate und moderne 
Methoden aus der Erwachsenenpädago-
gik einzusetzen.

Gemeinsame Standards für  
Train-the-Trainer-Seminare
Ziel des Kooperationsprojektes ist es, Re-
ferentinnen und Referenten für die Schu-
lung von Tagespflegepersonen zu den 
Themen Unfallverhütung und Kindersi-
cherheit zur Verfügung zu haben. Diese 
Referentinnen und Referenten sollen 
nach den von BAG und UK NRW festge-
legten Standards in Train-the-Trainer-Se-
minaren fortgebildet werden. Die Semi
nare sind für Teilnehmende aus Nord- 
rhein-Westfalen kostenlos.

Die Referentinnen und Referenten sollen 
in diesen Veranstaltungen auf Sicher-
heitsfragestellungen aus der Praxis der 
Kindertagespflege vorbereitet werden.  
So werden Kriterien zur Sicherheit in der 
Großtagespflege und zu Sicherheitsanfor-
derungen im häuslichen Bereich behan-
delt. Weitere Themen sind zum Beispiel 
die Auswahl von sicherem Spielzeug, si-
chere Alltagsorganisation, Umgang mit 
Konflikten, Aufsichtspflicht und Haftung 
sowie die Erste Hilfe.

Das erste Train-the-Trainer-Seminar findet 
im Dezember 2016 in Köln statt und ist be-
reits ausgebucht. Weitere Seminare werden 
in 2017 und 2018 jeweils im Frühjahr und 
Herbst angeboten. Sie richten sich an Refe-
rentinnen und Referenten, die in der Aus- 
und Fortbildung von Tagespflegepersonen 
tätig sind oder werden wollen. Vorerfahrun-
gen in der Erwachsenenbildung und die Be-
reitschaft, Seminare für Tagespflegeperso-
nen längerfristig anzubieten, werden für die 
Teilnahme vorausgesetzt. Das Projekt ist in 
der Modellphase auf das Land Nordrhein-
Westfalen beschränkt. Ein Transfer in weite-
re Bundesländer ist wünschenswert, zu-
nächst aber sollen die Erfahrungen aus 
Nordrhein-Westfalen dokumentiert und 
ausgewertet werden.

Servicestelle bei der BAG
Die BAG hat seit Herbst 2015 in ihrer Ge-
schäftsstelle in Bonn eine Servicestelle 
„Kindersicherheit in der Tagespflege“ ein-
gerichtet, in der sich interessierte Referen-

tinnen und Referenten unter der E-Mail-
Adresse projekte@kindersicherheit.de 
sowie der Telefonnummer 0228 68834-20 
informieren können. Darüber hinaus un-
terstützt die Servicestelle vor Ort bei der 
Suche nach Referentinnen oder Referen-
ten und bietet ergänzende Fachinformati-
onen rund um Kindersicherheit in der Ta-
gespflege. Von hier aus wird auch die 
Öffentlichkeitsarbeit für das Projekt orga-
nisiert. Im Laufe des Jahres 2016 werden 
Begleitmaterialien entwickelt und eine 
entsprechende Rubrik auf der Webseite 
www.kindersicherheit.de eingerichtet.

Dort finden sich schon jetzt Sicherheits-
Checklisten für die Kindertagespflege, die 
sich Fachberaterinnen und Fachberater, 
Dienste, die Hausbesuche machen, oder 
auch die Tagespflegepersonen selbst her-
unterladen und individuell gestalten kön-
nen. So können die Räumlichkeiten auf 
die wichtigsten Sicherheitsaspekte hin 
überprüft werden. � •

Kindersicherheit
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„Es ist ein gesellschaft-
liches Anliegen und 

eine Verpflichtung aller 
Beteiligten, dass Kinder 

in einer sicheren und 
gesunden Umgebung 

betreut werden und sich 
dort optimal entwickeln 

können.“

„In Train-the-Trainer-Seminaren 
werden Personen für die Schulung 
von Tagespflegepersonen nach 
festen Standards fortgebildet.“

Die Checklisten sind zu finden 
unter: www.kindersicherheit.de > 
Fachinformationen > Sicher- 
heits-Checkliste Kindertagespflege

Was tun, wenn es in der Kindertagespflege Streit unter den betreuten Kindern gibt?
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Jahrzehnte Erfahrungen mit  
Inklusion und Integration
Die Debatten um schulische Integration 
beziehungsweise Inklusion haben auch in 
Deutschland inzwischen eine lange Tradi­
tion. Bereits in den 1980er Jahren wurden 
erste Modelle einer integrativen bezie­
hungsweise inklusiven Beschulung aller 
Schülerinnen und Schüler erprobt, evalu­
iert und weiterentwickelt.1 Inzwischen gibt 
es zahlreiche Schulen, die einen Weg ge­
funden haben, alle Schülerinnen und 
Schüler in gemeinschaftlich und indivi­
dualisiert gestalteten Lernumgebungen  
gemeinsam zu unterrichten.2 Der frei ver­
fügbare und weitverbreitete Index für In­
klusion3 liefert in der ersten Übersetzung 
bereits sehr konkrete Hilfestellungen, wie 
Einzelschulen mit der ganzen Schulge­
meinschaft in einem Team-Prozess eine 
solche Lernumgebung durch die systema­
tische Reduktion aller Barrieren für die ge­
samte Schülerschaft entwickeln können.

Inklusion als Menschenrecht
Trotz dieser guten und langjährigen Erfah­
rungen ist die flächendeckende Umsetzung 
schulischer Inklusion nach wie vor eine 
große Herausforderung und ein lang an­
haltender Entwicklungsprozess in allen 
deutschen Bundesländern. 2009 hat die 
Bundesregierung die UN-Behinderten­

rechtskonvention (UN-BRK) ratifiziert und 
damit den Anspruch auf schulische Inklu­
sion explizit völkerrechtlich verankert.  
Alle Schülerinnen und Schüler mit Behin­
derungen haben seit der Ratifizierung 
zumindest formal-juristisch das Recht auf 
einen Platz in einer allgemeinen Schule er­
halten. Das Gemeinsame Lernen der Kin­
der und Jugendlichen soll und muss ent­
sprechend in Zukunft zum Regelfall und 
Inklusion zum Leitbild aktueller Schulent­
wicklung werden.4 Tatsächlich werden seit 
der Ratifizierung im ganzen Land – wenn 
auch mit zum Teil großen Unterschieden 
zwischen den einzelnen Bundesländern – 
insbesondere im Bereich der schulischen 
Bildung Anstrengungen unternommen, 
um die Bestimmungen der UN-BRK flä­
chendeckend in die Praxis zu überführen.5 
Auch die DGUV hat in enger Kooperation 
mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) einen umfangreichen 
Aktionsplan vorgelegt, um „den Geist der 
UN-Behindertenrechtskonvention in kon­
kretes und verbindliches Handeln umzu­
setzen“ und „einen eigenständigen und 
nachhaltigen Beitrag zu einer inklusiven 
Gesellschaft“6 zu leisten. Mit Blick auf die 
Schule wird auch hier Inklusion als Auf­
trag an alle in Schule Beteiligten im Sinne 
eines umfangreichen Veränderungspro-
zesses beschrieben. So heißt es:

„Übertragen auf die Schule meint Inklu­
sion, das System Schule zu verändern, 
und nicht, dass sich Schülerinnen und 
Schüler mit Behinderung an das beste­
hende Schulsystem anpassen müssen. 
Die gesetzliche Unfallversicherung hat 
im Rahmen ihres Leistungsspektrums die 
Möglichkeit, inklusive Ansätze zu för­
dern und gemeinsam mit Partnern Bemü­
hungen um Inklusion zu stärken und zu 
unterstützen.“7

Zum Zusammenhang von  
Gesundheit, Sicherheit und Inklusion
Aus anderen Prozessen, die eine gezielte 
Veränderung der Qualität von Schule zum 
Ziel haben, wissen wir bereits, dass es 
nachweislich einen engen, wechselseiti­
gen Zusammenhang zwischen der Quali­
tät von Schule und der Gesundheit der  
in ihr lehrenden und lernenden Beteilig­
ten gibt. Qualitativ hochwertige Schulen 
haben über die Schulzeit hinaus einen  
positiven Einfluss auf die Gesundheit  
der Schülerinnen und Schüler und der in 
Schule Beschäftigten. Gleichzeitig ist die 

„Mit Schulleitung gesunde, inklusive 
Schule gestalten“
Das von der DGUV geförderte Projekt untersucht Möglichkeiten, wie Schulleitungen Veränderungsprozesse in 
Richtung Inklusion in ihrer Schule unter Berücksichtigung von Sicherheit und Gesundheit gestalten können.

„Die Gesundheit ist Vorausset-
zung für die Gestaltung hochwerti-
ger Lern- und Lehrbedingungen.“

Projekt 

Benjamin Badstieber
Lehrstuhl für Pädagogik und  
Didaktik bei Menschen mit geistiger 
Behinderung
Universität Köln
E-Mail: benjamin.badstieber@ 
uni-koeln.de

Prof. Dr. Bettina Amrhein
Fakultät für Erziehungswissenschaft
Universität Bielefeld
E-Mail: bettina.amrhein@ 
uni-bielefeld.de
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Gesundheit eben diese Voraussetzung für 
die Gestaltung hochwertiger Lern- und 
Lehrbedingungen: „Wer Qualität will, 
muss also die Gesundheit fördern und 
umgekehrt“.8

Trotz des Wissens um diese Zusammen­
hänge wird das Thema Gesundheit bis heu­
te in Schulen generell vernachlässigt. Es 
muss allgemein davon ausgegangen wer­
den, dass in vielen Schulen Lehrkräfte so­
wie Schülerinnen und Schüler „eher eine 
hoch geforderte, wenn nicht überforderte 
Stressgemeinschaft als eine fördernde 
Lehr- und Lerngemeinschaft bilden“.8 Dies 
gilt in besonderem Maße in Zeiten umfas­
sender Veränderungsprozesse. Ziehen wir 
in Betracht, dass mit der Umsetzung schu­
lischer Inklusion weitreichende Verände­
rungen schulischer Kulturen, Strukturen 
und Praktiken3 verbunden sind, wird deut­
lich, dass auch die Themen Gesundheit, 
Sicherheit und Inklusion verstärkt zusam­
mengedacht werden müssen.

Unterschiedliche Perspektiven  
auf Inklusion
Bisherige Erkenntnisse und Erfahrungen 
eröffnen in dieser Hinsicht unterschiedli­
che Perspektiven. Zwei davon lassen sich 
einander gegenüberstellen. 

Aus der einen Perspektive erscheint der 
Auftrag zur Umsetzung schulischer Inklu­
sion als zusätzliche (zeitliche) Mehrbelas­
tung und damit als Risiko für die Gesund­

heit der Beteiligten und die Qualität von 
Schule. Lehrkräfte, aber auch Schulleitun­
gen sowie das sonstige pädagogische und 
nicht-pädagogische Personal stehen zen­
tralen Aufgaben gegenüber, auf die sie sich 
im Rahmen ihrer Ausbildung nicht hinrei­
chend vorbereitet sehen. Die gemeinsame 
Beschulung von Schülerinnen und Schü­
lern mit und ohne Behinderung stellt aus 
dieser Sicht eine mitunter überfordernde 
Aufgabe dar. Dies geht einher mit der 
Wahrnehmung einer Schieflage von Anfor­
derungen einerseits und mangelnder Res­
sourcen sowie fehlender Unterstützungs­
strukturen andererseits. Fortbildnerin und 
Sonderpädagogin Saskia Erbring konkreti­
siert unter anderem mögliche Belastungs­
quellen aus Sicht der Lehrkräfte durch In­
klusion in folgenden drei Bereichen (siehe 
Tabelle 1).

Es ist daher wichtig, eine Balance zwi­
schen Anforderungen und Ressourcen zu 
schaffen und Möglichkeiten aufzuzeigen, 
wie Lehrkräfte sich kompetent im Prozess 
der Umsetzung von Inklusion beteiligen 
können. Sonst kann der Auftrag zur Um­
setzung von Inklusion in dieser Perspek­
tive in einer Art Negativspirale nicht nur 

zu einer vermehrten Belastung für Lehr­
kräfte, sondern auch für die Schülerinnen 
und Schüler und ihre Lern- und Entwick­
lungsmöglichkeiten führen.9

Die andere Perspektive beschreibt Inklusi­
on als Chance und Motor zur Entwicklung 
einer guten und gesunden Schule.10 In und 
durch ressourcengestützte Entwicklungs­
prozesse zur Umsetzung schulischer Inklu­
sion können nachweislich Qualität von 
Schule und Unterricht sowie das Schulkli­
ma gefördert werden.11 Es können Kultu­
ren, Strukturen und Praktiken etabliert 
werden, die zu einer höheren Zufriedenheit 
und Entlastung der in Schule Beschäftig­
ten beitragen. Multiprofessionelle Koope­
rationen, Teamarbeit, geteilte pädagogi­
sche Konzepte und Leitbilder können – wie 
die vielen oben angesprochenen Beispiele 
zeigen – ungenutzte und neue Ressourcen 
für die pädagogische Arbeit mobilisieren. 
Schließlich unterstützt Inklusion das Ziel, 
allen Schülerinnen und Schülern mit und 
ohne Behinderung die Teilhabe an entspre­
chend individuell ausgestalteten und qua­
litativ hochwertigen Bildungs- und Erzie­
hungsprozessen zu ermöglichen, eine in 
gesundheitlicher Hinsicht höhere Lebens­
qualität auch für alle Schülerinnen und 
Schüler zu erreichen.1

DGUV-Projekt „Mit Schulleitung  
gesunde, inklusive Schule gestalten“
Wie Prozesse in dieser Perspektive gestaltet 
werden können ist wie gezeigt Gegenstand 

Tabelle 1: Mögliche Belastungsquellen durch Inklusion aus Sicht von Lehrkräften (nach Erbring 2012)14

  Organisationspflichten   ∙ Ausbau von Kooperationsstrukturen
 � ∙ �Erhöhter zeitlicher Aufwand für Planungen offener Unterrichtsarrangements und  

differenzierter Lernmaterialien
  ∙ Vermehrte Termin- und Teamabsprachen

 � Methodisch-didaktische  
Fähigkeiten

 � ∙ �Vermehrte Aufgaben zur inneren Differenzierung und Individualisierung unter  
Berücksichtigung heterogener Lernbedürfnisse

  Zusammenarbeit   ∙ Installation von Teamarbeit
  ∙ Vermehrte Abstimmung von Zielen und Absichten
 � ∙ �Ausbau von Kooperationen mit Schulsozialarbeitern und  

Schulsozialarbeiterinnen sowie Schulbegleiterinnen und Schulbegleitern

„Eine Balance zwischen Anforde-
rungen und Ressourcen ermög-
licht Lehrkräften eine kompetente 
Umsetzung von Inklusion.“
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vergangener und aktueller Untersuchun­
gen. Ein laufendes, von der DGUV geför­
dertes Forschungsprojekt nimmt derzeit 
insbesondere die zentrale Rolle der Schul­
leiterinnen und Schulleiter in den Blick. 
Zahlreiche national wie international an­
gelegte Studien zeigen deutlich, dass Qua­
lität, Wirksamkeit und Erfolg von Verände­
rungsprozessen in hohem Maße von den 
Leistungen der Schulleitungen abhängen.12 

Hundeloh stellt fest: „Schulleitungen sind 
Führungskräfte im ‚Unternehmen‘ Schule. 
Sie organisieren und koordinieren den 
Schulalltag und führen die Verwaltungs­
geschäfte, führen ihre Schule in rationaler 
Weise zu den vorgegebenen Zielen und 
vermitteln den Lehrpersonen und sonsti­
gen Beschäftigten, aber auch den Schüle­
rinnen und Schülern die Visionen der 
Schule, welche inspirierend wirken, die 
ethischen Werte verkörpern und vorbild­
haft für alle Mitglieder der Schulgemein­
schaft sind.“13

Auch mit Blick auf die Umsetzung schuli­
scher Inklusion, wurde die besondere Rol­
le der Schulleitung mehrfach bestätigt, 
ohne diese jedoch ins Zentrum der empi­
rischen Auseinandersetzung zu stellen.2 
Das von der Universität Bielefeld und der 
Universität Köln gemeinsam durchge-
führte Projekt „Mit Schulleitung gesunde, 
inklusive Schule gestalten“ untersucht 
nun in einer dreijährigen Studie, wie 
Schulleitungen im Bereich der Sekundar­
stufe gemeinsam mit allen an der Gestal­
tung von Schule Beteiligten Schulent­
wicklungsprozesse in Richtung Inklusion 
unter Berücksichtigung von Gesundheits- 
und Sicherheitsaspekten gestalten und 
dabei unterstützt werden können.10

Die ersten Ergebnisse zeigen, dass obwohl 
Schulleitungen bereits über zahlreiche  
Erfahrungen und Kompetenzen in der  
Umsetzung von Veränderungsprozessen 
verfügen, jedoch aufgrund der Innova-
tionstiefe und Komplexität des Entwick-
lungsauftrages auch veränderte und neue 
Anforderungen an ihr Führungshandeln 
für eine gelungene und gesunde Umset­
zung schulischer Inklusion gestellt wer­
den. Die aus dem Forschungsprojekt her­
vorgehenden Ergebnisse sollen zum Ende 
der Projektlaufzeit 2017 unter anderem in 
die Qualifizierungsangebote der Unfall- 
versicherungsträger einfließen und dazu  
genutzt werden, Schulen kompetent da- 
bei zu unterstützen, die Themen Inklusion 
und Prävention in Veränderungsprozessen 
sinnvoll miteinander zu verschränken.  
Darüber hinaus werden die Ergebnisse in 
einen Leitfaden für  Schulleitungen und 
Schulen überführt. � •

„Es gibt neue Anforderungen an 
das Führungshandeln für eine  
gelungene und gesunde Umset-
zung schulischer Inklusion.“
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Schnelle und einfache Hilfe bei 
Bau und Ausstattung
Mit dem Internetangebot www.sichere-
schule.de stellt die Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV) unter ande-
rem Schulträgern, Schulleitungen, Lehr-
kräften sowie Planerinnen und Planern 
eine virtuelle Informations- und Unter-

stützungsplattform zur Verfügung. Sie er-
halten Informationen und Arbeitshilfen 
zum Bau als auch zur Ausstattung und 
Einrichtung von Schulen unter sicher-
heits- und gesundheitsförderlichen As-
pekten. Von der Startseite aus können 
sie die einzelnen Räume einer Schule 
durch Anklicken „betreten“. Mit Klicks auf 

die verschiedenen Bauteile oder Gegen-
stände erhalten sie schnell und einfach 
eine Fülle wertvoller Hinweise zu den si-
cherheitstechnischen und gesundheits-
förderlichen Standards von modernen 
Lern- und Unterrichtsräumen sowie zu 
zahlreichen Fachräumen und den Außen- 
flächen von Schulen. Bilder und Gute- 
Praxis-Beispiele sollen den Transfer in die 
Praxis erleichtern.

Neuer Herausgeber – 
überarbeitete Informationen
Ursprünglich war die „Sichere Schule“ ein 
Angebot der Unfallkasse Nordrhein-West-
falen (2003 bis 2014) und basierte auf den 
landesspezifischen Anforderungen des 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen. Seit 
2014 wird das Portal vom Sachgebiet 
„Schulen“ des Fachbereichs Bildungsein-
richtungen der DGUV in einem Kooperati-

„Sichere Schule“ –  
ein virtuelles Internetportal
Die virtuelle „Sichere Schule“ zeigt mit Bildern und Texten, wie Schulen sicher und gesund gestaltet und  
geführt werden können. Hinweise zur Sicherheitsorganisation, Gefährdungsbeurteilungen und vieles  
mehr runden den Internetauftritt ab.
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Interaktive Erkundungen

Der neu gestaltete Lern- und Unterrichtsraum
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können. Architektinnen und Architekten, 
Bauherrinnen und Bauherren sowie  Lehr-
kräfte und Sportinteressierte finden Hin-
weise zu den maßgeblichen Vorgaben 
zum Sporthallenbau, den Sportgeräten 
und Sporteinrichtungen. Schulträger er-
halten grundlegende Informationen zu ih-
ren Pflichten und der Umsetzung von Ar-
beitssicherheit und Gesundheitsschutz. 
Materialien und Hilfen für Lehrkräfte infor-
mieren über eine sicherheitsgerechte Un-

terrichtsgestaltung und -organisation. Als 
weiterer Service werden alle neu überar-
beiteten Bildflächen mit einer PDF-Druck-
funktion versehen. Hierdurch können Nut-
zer und Nutzerinnen des Portals eine 
individuelle Datei im PDF-Format erstellen. 
Nach Auswahl relevanter Themen und In-
formationen wird eine persönliche „Siche-
re-Schule-Broschüre“ erzeugt. Sie enthält 
die für den benötigten Zweck wesentlichen 
Inhalte – beispielsweise zur Möblierung 
von Unterrichtsräumen. Im visualisierten 
Unterrichts- beziehungsweise Lernraum ist 
dies bereits möglich.

Die „Sichere Schule“ ist ein wesentlicher 
Baustein des von der DGUV verfolgten An-
satzes „Gute gesunde Schule“. Informatio-
nen und Handlungshilfen des Portals de-
cken sich mit dem Präventionsauftrag der 
gesetzlichen Unfallversicherungsträger 
und tragen dazu bei, Schulen bei der 
Schaffung eines gesundheitsförderlichen, 
sicheren und gewaltfreien Schulklimas zu 
unterstützen. � •
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onsprojekt mit den Unfallversicherungsträ-
gern der öffentlichen Hand überarbeitet 
und weiterentwickelt. Einerseits werden 
die Informationen an die neusten sicher
heitstechnischen und gesundheitsförder- 
lichen Erkenntnisse des Sachgebiets  
„Schulen“ angepasst. Andererseits findet 
eine Angleichung an die aktuellen und 
bundesweit gültigen Gesetzesvorgaben 
statt. Die spezifischen Anforderungen und 
Vorgaben der einzelnen Bundesländer fin-
den sich künftig bei den Quellenangaben 
unter dem jeweiligen Landeswappen. Dort 
erfolgen zudem Hinweise auf weiterführen-
de und vertiefende Literatur und Medien. 
Im Folgenden werden exemplarisch der 
neu gestaltete Lern- und Unterrichtsraum 
sowie die in der Überarbeitung befindliche 
Sporthalle näher beschrieben.

Lern- und Unterrichtsraum 
neu gestaltet
Im neu gestalteten Unterrichtsraum wird 
gezeigt, wie ein moderner Unterrichts- be-
ziehungsweise Lernraum im Hinblick auf 
Ausstattung, Beleuchtung, Akustik und 

Die virtuelle Sporthalle – derzeit in Überarbeitung
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Belüftung eingerichtet werden kann. Dabei 
werden auch neue Medien berücksichtigt 
wie beispielsweise der Einsatz digitaler Ta-
feln (Whiteboards). Ein weiteres Thema ist 
die zunehmend flexible Nutzung von Un-
terrichtsräumen. Wechselnde Lernsituati-
onen und unterschiedliche Unterrichts-
konzepte benötigen eine dynamische 
Lernlandschaft und somit eine mobile Mö-
blierung. Hierdurch sind je nach Bedarf in-
dividuelle Förderungen, Gruppenarbeiten 
oder klassenübergreifende Unterrichtsein-
heiten möglich. Der Einsatz von leicht be-
weglichem und das dynamische Sitzen un-
terstützendem Mobiliar ist vor allem wegen 
dessen gesundheitsförderlichen Wirkung 
von Bedeutung. Diese und viele weitere 
Themen werden in Infotexten mit Hinwei-
sen aufgearbeitet.

Sporthalle im Umbau
Momentan wird die Sporthalle überarbei-
tet. Inhaltlich werden sich unterschiedli-
che Nutzergruppen einen Überblick zum 
Sporthallenbau, zur Sportstättenausstat-
tung und zum Schulsport verschaffen 

„Wechselnde Lernsituationen und 
unterschiedliche Unterrichtskon-
zepte benötigen eine dynamische 
Lernlandschaft.“

„Das Portal ‚Sichere Schule‘ ist ein wesentlicher Baustein des von der 
DGUV verfolgten Ansatzes ‚Gute gesunde Schule‘. Es trägt dazu bei, 
Schulen bei der Schaffung eines gesundheitsförderlichen, sicheren 

und gewaltfreien Schulklimas zu unterstützen.“
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Die Broschürenreihe zur „Guten gesunden Schule“ wird kontinuierlich erweitert. 
Informieren Sie sich!

Gute gesunde Schule

1

Gute gesunde Schule

Chemieunterricht – aber sicher!
Gefahrstoffmanagement an der Schule

Gute gesunde Schule

Achtsamkeit macht Schule
Wie Achtsamkeit im Schulalltag helfen kann

Titel_NEU5_Achtsamkeit_im_ Schulalltag.indd   1 31.10.14   10:19

1

Gute gesunde Schule

Kraft tanken im Lehreralltag
Das Übungsprogramm für mehr Energie

1

Gute gesunde Schule

Bewegte Grundschule
Mehr Bewegung im Schulalltag

UM_Bewegen_ist_Leben_2_50_neu.indd   1 12.04.16   11:22

Gute gesunde Schule

Erste Hilfe in Schulen
Was tun im Notfall?

Titel_NEU_Nr.3a_Erste_HIlfe_inSchulen.indd   1 31.10.14   10:16

Gesund bleiben
im Lehreralltag

•  Das Einmaleins der 
persönlichen Gesund-
heitsprophylaxe

•  Zeit-, Stress- und Energie-
management

•  Work-Life-Balance
•  Entspannungstechniken
•  FAQ: Die häufi gsten 
  Fragen in der Lehrer-

sprechstunde

Umfang: 44 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-401-8 | Preis: 4,95 € 

Bewegte 
Grundschule

•  Bedeutung der Bewegung 
für die Entwicklung von 
Kindern

• Lernkultur und Unterrichts- 
 qualität
• Lern- und Lebensraum   
 Schule
• Schulorganisation

Umfang: 52 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-420-9 | Preis: 4,95 € 

Kraft tanken
im Lehreralltag

•  Übungsprogramm von 
Jimmy Little speziell für 
Lehrkräfte

•  Leicht erlernbare 
Atemtechniken

•  Effektive Entspannungs-
methoden

•  Motivationshilfen für einen 
aktiven Lebensstil

Umfang: 44 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-421-6 | Preis: 4,95 € 

Chemieunterricht – 
aber sicher!

•  Chemieunterricht planen, 
halten und nachbereiten

•  Praktische Hilfen für die 
Gefährdungsbeurteilung

•  Kennzeichnung und Aufbe-
wahrung von Chemikalien

•  Mit Beispielen aus dem 
Schulalltag 

• Checklisten
Umfang: 68 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-419-3 | Preis: 6,95 € 

Achtsamkeit
macht Schule

• Achtsamkeit und ihre 
 Wurzeln
• Achtsame Selbstregulation
•  Achtsamer Umgang 

mit anderen
• Achtsame Schulkultur
•  Mit vielen Übungen und 

Selbstchecks

Umfang: 52 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-417-9 | Preis: 4,95 € 

Erste Hilfe 
in Schulen

•  Rechtliche Grundlagen
• Akuter Notfall – und nun?
• Auf dem Pausenhof und   
 bei Klassenfahrten
• Im naturwissenschaft-
 lichen Unterricht
• Bei Sportveranstaltungen  
• Auf dem Schulweg
• Schulsanitätsdienst
Umfang: 48 Seiten | Format: DIN A5
ISBN: 978-3-89869-418-6 | Preis: 4,95 € 

Bestellen Sie jetzt:  www.universum.de/ggs

Für einen besseren Schulalltag

Die Fachreihe für Lehrerinnen und Lehrer

Staffelpreise auf Anfrage

Fo
to

: f
ot

ol
ia

/R
id

o

16UNI44_Anzeige_GGS_A4hoch_2.indd   1 21.09.16   14:19



Titelthema

26

Die Hochschulausbildung dient vorrangig 
der akademischen und beruflichen Qua-
lifikation von Studierenden. Neben der  
intellektuellen Ausbildung ist jedoch auch 
die kulturelle, soziale und sportliche För-
derung der Studierenden eine Aufgabe des 
Hochschulbetriebes. Der Bologna-Prozess 
führte zu einer Verdichtung der Hoch-
schulausbildung mit einer verstärkt kogni-
tiv-intellektuellen Ausrichtung und ver-

mehrt sitzenden Tätigkeiten. Als Ausgleich 
ist ein sportpädagogisch und methodisch-
didaktisch ausgefeiltes Sportangebot erfor-
derlich. Ein gut konzipiertes Hochschul-
sportprogramm kann sich in mehrfacher 
Hinsicht positiv auswirken. Einerseits  
können unfallprophylaktische sowie ge-
sundheitsfördernde Aspekte berücksichtigt 
werden und andererseits wirkt sich ein 
sportlich attraktives Angebot wettbewerbs-
fördernd für die jeweilige Hochschule aus. 
Von den Hochschulen wird ein breites 
Spektrum sportlicher Aktivitäten angebo-
ten, welches sich im Freizeit-, Breiten- und 

Gesundheitssport, aber auch in leistungs-
orientierten Sportangeboten niederschlägt. 
Im bundesweiten Hochschulsport lassen 
sich im Prinzip fast alle existierenden 
Sportdisziplinen finden.

Bis zu 75 Prozent der Unfallkosten fallen 
für die Behandlung von Sportunfällen an 
und etwa 50 Prozent aller Unfälle von Stu-
dierenden (ohne Wegeunfälle) ereignen 
sich beim Sport, der damit als Unfall-
schwerpunkt an vorderster Stelle steht. In 
der jährlich erscheinenden DGUV-Statistik 
zum Schülerunfallgeschehen wird nicht 
zwischen Sportstudium und Allgemeinem 
Hochschulsport unterschieden. Für geeig-
nete Präventionsmaßnahmen müssen  
diese beiden Zweige jedoch getrennt be-
trachtet werden. Insbesondere in der Orga-
nisation der Sportveranstaltungen beste-
hen grundlegende Unterschiede, und eben 
diese Organisation spielt eine besondere 
Rolle bei der Unfallprävention. Im Folgen-
den wird nur der Bereich des Allgemeinen 
Hochschulsports näher betrachtet.

Organisation des Allgemeinen  
Hochschulsports
Die Landschaft der Hochschulen in 
Deutschland ist sehr vielfältig, welche  
sich auch auf die Organisation des Allge-

meinen Hochschulsports auswirkt. In der 
Regel ist er als Freizeit-, Ausgleichs- oder 
Breitensport angelegt. Die Qualität und 
die Quantität der Sportangebote sind da-
bei äußerst heterogen und in hohem Maße 
von der individuellen Verankerung und 
Ausstattung an den einzelnen Hochschul-
standorten abhängig. Nicht jede Hoch-
schule verfügt über ein sportwissenschaft-
liches Institut, das auch den Allgemeinen 
Hochschulsport anbieten könnte. So 
kommt es, dass er in unterschiedlichsten 
Formen organisiert ist und die Verant-
wortlichen für den Hochschulsport die 
verschiedensten Qualifikationen haben 
können.

Die mit der Leitungsfunktion einherge-
henden Planungs-, Lehr- und Organisa-
tionsaufgaben sollten jedoch von einer 
entsprechend qualifizierten Person wahr-
genommen werden, denn vor allem die 
Hochschulsportverantwortlichen haben 
die Möglichkeit, durch organisatorische 
Maßnahmen in vielfältiger Weise Einfluss 
auf das Unfallgeschehen zu nehmen. Die 
konkrete Durchführung der Hochschul-
sportangebote wird in der Mehrheit durch 
freiberuflich tätige Personen realisiert. 
Diese haben den direkten Kontakt zu  
den Sporttreibenden. Sie gestalten den 
Übungsbetrieb und haben Einfluss auf 
die Nutzung von Sportgeräten. Sie  sorgen 
auch  für die Umsetzung sicherheitsrele-
vanter Präventionsmaßnahmen.

Qualifikation der Übungsleiterinnen 
und Übungsleiter
Das Spektrum der im Hochschulsport 
freiberuflich Tätigen ist extrem breit ge-
fächert. Es erstreckt sich vom ausgebilde-
ten Sport- oder Sportfachlehrenden über  
lizensierte Übungsleiter bis hin zu Stu-
dierenden, die einfach ihr Können in ih-

Allgemeiner Hochschulsport – sicher und 
gesund gestalten
Sportunfälle sind ein Schwerpunkt bei Unfällen Studierender. Viele Verletzungen entstehen durch  
falsche Einschätzung der Gefahren, mangelndes Aufwärmen oder ungünstige Übungen. Durch geeignete 
Präventionsmaßnahmen können die Unfallrisiken gesenkt werden.
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„Ein sportlich attraktives Angebot 
wirkt sich wettbewerbsfördernd 
für die jeweilige Hochschule aus.“
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„Sicheres und gesund-
heitsgerechtes Sporttrei-
ben ist eine kollektive 
Aufgabe aller Akteure im 
Hochschulsport.“

rer favorisierten Sportdisziplin weiterge-
ben wollen. Vor diesem Hintergrund 
muss die mit der fachlichen Auswahl der 
Kursleitenden beauftragte Person ge-
währleisten, dass ausreichend Qualifi-
zierte für die Leitung der einzelnen 
Sportangebote ausgewählt werden. Bei 
den über die Landessport- oder Sport-
fachverbände erworbenen Lizenzen sind 
regelmäßige Fortbildungen zum Erhalt 
der Lizenzgültigkeit vorgeschrieben. Es 
empfiehlt sich daher, bei den zu ver
längernden Hochschulsport Übungs
leiterverträgen eine regelmäßige Kontrol-
le der Lizenzgültigkeit. Erforderlichen- 
falls muss der oder die Hochschulsport-
verantwortliche für die Qualifizierung, 
sportfachliche Unterstützung und 
Weiterbildung der Übungsleiterinnen  
und Übungsleiter sorgen. Diese haben 

schließlich den direkten Kontakt zu den 
Teilnehmenden und sollten durch sport-
artspezifisches Fachwissen, pädago
gische Erfahrung und Empathie in der  
Lage sein, Sportsituationen so einzu
schätzen, dass unnötige Gefährdungen 
vermieden werden.

Sportsicherheitsseminar der  
Unfallkasse Hessen
Für Kursleitende ohne Lizenz bietet die  
Unfallkasse Hessen in Kooperation mit  
den Hochschulsportverantwortlichen der 

Hochschule Fulda regelmäßig ein Sport-
sicherheitsseminar als Qualifizierungs-
maßnahme an. Dieses Seminar ist zu-
dem zur Verlängerung der allgemeinen 
Übungsleiterlizenz geeignet und mit  
12 Lehreinheiten durch den Landessport-
bund Hessen anerkannt. Das Seminar be-
inhaltet neben einem theoretischen Teil 
zu den Themenfeldern Verantwortung 
und Haftung der Übungsleiterinnen und 
Übungsleiter, Versicherungsschutz der 
Beteiligten im Allgemeinen Hochschul-
sport und Methoden der Unfallpräventi-
on auch sportpraktische Übungen. Nach 
einem funktionellem Bewegungstraining 
unter gesundheitspräventiven Aspekten 
steht eine Sportart im Fokus, die in der 
Regel von keiner teilnehmenden Person 
beherrscht wird (beispielsweise Bogen-
schießen, Klettern oder Life Kinetik). 
Dies bietet den Vorteil, dass alle auf An-
fängerniveau und somit auf Augenhöhe 
miteinander umgehen. Im Rahmen die-
ses Seminarteils werden sportartspezifi-
sche Sicherheitsaspekte diskutiert. Zu-
dem können alle Teilnehmenden für ihre 
eigenen Sportarten offen gebliebene Fra-
gen ansprechen.

Fazit
Sicheres und gesundheitsgerechtes Sport-
treiben ist eine kollektive Aufgabe aller im 
Hochschulsport involvierten Akteure und 
Akteurinnen. Beginnend mit der fachlich 
geeigneten Besetzung der Stelle des 
Hochschulsportverantwortlichen über die 
qualitätsgesicherte Auswahl der Übungs-
leiterinnen und Übungsleiter bis hin zu 
sportlich leistungsentsprechenden Aufga-
benstellungen für die Teilnehmenden be-
darf es einer permanenten Überprüfung 
und Optimierung der organisatorischen 
Rahmenbedingungen im Sinne eines stän-
digen Verbesserungsprozesses.� •

Praktische Übung im Sportsicherheitsseminar 

„Im Seminar steht eine Sportart 
im Fokus, die in der Regel von 
keiner teilnehmenden Person 
beherrscht wird.“
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Frau Ohler, seit Jahren befindet sich 
unsere Gesellschaft in einem Umbruch. 
Verändert sich hierdurch auch der  
Bildungs- und Erziehungsauftrag von 
Kindertageseinrichtungen und  
Schulen?
OHLER: Grundsätzlich nicht, denn der Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag leitet sich 
von grundlegenden Werten ab, wie sie im 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch
land und in den jeweiligen Landesverfas-
sungen verankert sind. Davon unbenom-
men können die einzelnen Länder eigene 
Entwicklungsschwerpunkte setzen, so zum 
Beispiel die Umsetzung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderung. Ergän-
zend sei noch auf das natürliche Recht der 
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht der Pflege und Erziehung der Kinder, 
welches ebenfalls im Grundgesetz fest
geschrieben ist, hingewiesen.

Jährlich ereignen sich bis zu  
1,4 Millionen Unfälle im Bereich der 
Schüler-Unfallversicherung. Sicherheit 
und Gesundheit sind die zentralen 
Themen der Präventionsarbeit der  
gesetzlichen Unfallversicherung.  
Welche Möglichkeiten sehen Sie für 
Kultusministerien und Unfallversiche-
rungsträger, gemeinsam dazu beizutra-
gen Schülerunfälle zu reduzieren?
OHLER: So sehr ich auch jeden Unfall be-
dauere, so muss uns doch klar sein, dass 
es den Behörden nicht gelingen kann, al-
le Unfälle zu verhindern. Gerade aus die-
sem Grund erscheint mir die enge Zusam-
menarbeit der Kultusbehörden der Länder 
mit den jeweiligen Unfallversicherungs-
trägern als eine Chance zur Verringerung 
der Unfallzahlen. Aus meiner Sicht bedarf 

es dabei der weiteren Unfallprävention an 
allen Schulen und der zielgerichteten In-
tervention entsprechend der konkreten 
Unfallursache.

Die im Jahr 2012 von der Kultusminis-
terkonferenz beschlossene Empfeh-
lung zur Gesundheitsförderung und 
Prävention in Schulen war in Anbe-
tracht des jetzigen Präventionsgesetzes 
seiner Zeit voraus. Welche neuen  
Impulse erhoffen Sie sich durch die 
Umsetzung dieses Gesetzes in der  
Bildungswelt?
OHLER: Für Thüringen erhoffe ich konkret  
einen gemeinsamen systematischen An-
satz der Präventionsarbeit aller Beteiligten 
in diesem Handlungsfeld in Kindertages-
einrichtungen und Schulen. Das Präventi-
onsgesetz bietet uns die Chance, alle Res-
sourcen – sowohl die finanziellen als auch 
die personellen – zum Wohle der Kinder, 
der Schülerinnen und Schüler sowie aller 
pädagogischen Fachkräfte einzusetzen. 

Ausgehend von einer wissenschaftlichen 
Bedarfsanalyse der jeweiligen Einrichtung 
sollte dem Ergebnis die einrichtungsspezi-
fische und bedarfsgerechte Intervention  
folgen. Dabei sind außerschulische Exper-
tinnen und Experten unverzichtbare Part-
ner. Ich bin davon überzeugt, dass wir nur 
auf diesem Wege den Bildungseinrichtun-
gen eine gewinnbringende Unterstützung  
bieten können. Die Zeiten für das „Gießkan-

nenprinzip“ sind aus meiner Sicht vorbei. 
Nur gezielte Maßnahmen und längere Be-
gleitphasen bringen die Schulen in ihrer 
Entwicklung weiter.

Die Gesundheit der Erzieherinnen,  
Erzieher und Lehrkräfte hat aufgrund 
des gesetzlichen Auftrags eine hohe 
Bedeutung für die Unfallversicherung. 
Führen Inklusion und die Betreuung 
von Flüchtlingskindern zu einer ge-
sundheitsbeeinträchtigenden Über- 
lastung der pädagogischen Fachkräfte 
in Kindertageseinrichtungen und 
Schulen?
OHLER: Jede Schule hat ihre eigenen spe-
zifischen Bedingungen und muss demzu-
folge – sollen Maßnahmen zur Gesund-
heitsförderung entwickelt und umgesetzt 
werden – eine eigene Beurteilung des Ge-
sundheitsstatus aller Kolleginnen und 
Kollegen und der beeinflussenden Fakto-
ren vornehmen. Zu den beeinflussenden 
Faktoren gehören verschiedene Belastun-
gen, die sich beispielsweise aus der Ar-
beitsgestaltung und dem Schulalltag vor 
Ort ergeben. Diese Belastungen können 
sehr unterschiedliche Ursachen haben.

Deshalb ist es bedeutsam, dass die Ge-
sundheit der Pädagoginnen und Päda-
gogen stärker in den Fokus bildungs- 
politischer Entwicklungen rückt. Die ein-
zelnen Länder setzen jeweils eigene Lö-
sungsansätze und Strategien in diesem 
Handlungsfeld an.

„Die Zeiten für das  
Gießkannenprinzip sind vorbei“
Jährlich findet ein Spitzengespräch zwischen der Kultusministerkonferenz (KMK), dem Länderausschuss  
für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI) und der DGUV statt. Die KMK wird von Staatsekretärin  
Gabi Ohler vertreten. Am Rande des diesjährigen Treffens ist sie zu den aktuellen Herausforderungen und 
dem Stellenwert von Prävention in Bildungseinrichtungen befragt worden.

„Die Gesundheit der Lehrkräfte 
rückt stärker in den Fokus bil-
dungspolitischer Entwicklungen.“

„Jede Schule hat ihre eigenen spe-
zifischen Bedingungen und muss 
daher eine eigene Beurteilung des 
Gesundheitsstatus vornehmen.“

Interview
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Welche Möglichkeiten sehen Sie,  
Sicherheits- und Gesundheitsthemen 
in die Curricula von Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen zu integrieren?
OHLER: An dieser Stelle muss ich anmer-
ken, dass mir im Moment der Überblick 
über die Entwicklung in den einzelnen 
Bundesländern fehlt. Für Thüringen kann 
ich allerdings feststellen, dass im Schul-
gesetz das Thema Gesundheitsförderung 
fest verankert ist. In Thüringen sind alle 
Schulen gesetzlich verpflichtet, ein Kon-
zept zur Gesunderhaltung und zur gesun-
den Lebensweise zu erstellen. Dieses Kon-
zept ist regelmäßig auf seine Wirksamkeit 
zu überprüfen. In den weiterentwickelten 
Thüringer Lehrplänen wurde das Thema 
Gesundheitsförderung in verschiedenen 

Fächern aufgenommen. Dabei beschrän-
ken sich die Lehrpläne auf die Beschrei-
bung verbindlicher, zentraler, fachspezi-
fischer beziehungsweise aufgabenfeld- 
spezifischer Kompetenzen. Auf eine weite-
re Präzisierung wurde bewusst verzichtet. 
Es liegt grundsätzlich in der pädagogi-
schen Verantwortung der Lehrkraft und 
der Fachkonferenz der Schule, die einzel-
nen Themen im Rahmen der Erstellung 
schulinterner Lehr- und Lernpläne unter 
Berücksichtigung aktueller Bezüge, regi-
onaler Gegebenheiten und Schülerinter-
essen sowie auch unter Einbeziehung au-
ßerschulischer Fachleute auszuarbeiten 
und so zu vermitteln, dass die Schülerin-
nen und Schüler anwendungsbereites 
Wissen erwerben können.

Der im Dezember 2015 veröffentlichte 
„Thüringer Bildungsplan bis 18 Jahre“ ist 
als Orientierungsrahmen für die pädagogi-
sche Arbeit und für Bildungsqualität in al-
len Bereichen der Bildung und Erziehung 
von Kindern und Jugendlichen konzipiert. 
Als solcher vereint er institutionenunab-
hängig und konzeptneutral alle Bildungs-
orte der Kinder und Jugendlichen bis zum 
Ende der Schullaufbahn. Er formuliert aus 
der Perspektive der Kinder und Jugendli-
chen, die aktiv und kompetent ihre eigene 
Entwicklung und Bildung mitgestalten, 
was sie für ihre Entwicklung brauchen, wie 
Lernprozesse moderiert werden und wie 
man Kinder und Jugendliche in der Ent-
wicklung ihrer Stärken unterstützen kann. 

Vor allem im Bildungsbereich „Physische 
und psychische Gesundheitsbildung“ 
wurde die Thematik Gesundheitsförde-
rung aufgegriffen, indem neben körperli-
cher Aktivität/Bewegung, Ernährung so-
wie Genuss- und Rauschmittel und die 
Sexualität als Schwerpunkte aufgenom-
men wurden. Hier finden alle pädago-
gisch Tätigen konkrete Vorschläge für ent-
sprechende Bildungsgelegenheiten. An 
meinen umfangreichen Ausführungen er-
kennen Sie, dass aus Thüringer Sicht Si-
cherheits- und Gesundheitsthemen in den 
Rahmenvorgaben ausreichend verankert 
sind. Für die Frage der qualitätsgesicher-
ten Umsetzung in allen Schulen besteht 
allerdings Handlungsbedarf.

Die nächste Präventionskampagne  
der DGUV lautet „Kultur der Prävention“ 
(2017 bis 2026). Sie sieht Sicherheit 
und Gesundheit als Werte für alle  
Menschen, jede Organisation und die  
Gesellschaft. Was fällt Ihnen dazu 
spontan ein?
OHLER: Dass diese Kampagne in Verbin-
dung mit dem Präventionsgesetz sicher 
vielfältige Anknüpfungspunkte zum ge-
meinsamen Handeln bieten kann, die wir 
im Sinne der Schülerinnen und Schüler so-
wie der Pädagogen nutzen sollten. Ich 
freue mich auf weitere gemeinsame Ziel-
setzungen und abgestimmte Aktionen. � •

Das Interview führte Andrew Orrie, DGUV.

„Das Präventionsgesetz bietet uns die Chance, alle Ressourcen, sowohl die  
finanziellen als auch die personellen, zum Wohle der Kinder, der Schülerinnen 
und Schüler sowie aller pädagogischer Fachkräfte einzusetzen.“
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„Die Präventionskampagne bietet 
vielfältige Anknüpfungspunkte 
zum gemeinsamen Handeln.“
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Mit dem Wachsen der Autoindustrie und 
den daraus resultierenden steigenden Un-
fallzahlen im Straßenverkehr wurde be-
reits Anfang des 20. Jahrhunderts Ver-
kehrserziehung als bedeutender Punkt für 
den Bildungsbereich politisch verankert. 
Auch knapp 100 Jahre später ist die Mobi-
litäts- und Verkehrserziehung1 in der 
Schule eine der wichtigsten Präventions-
maßnahmen, um Unfälle zu verhüten, 
und damit unverzichtbar. 

Nicht nur das Verkehrsaufkommen, die 
zunehmende Technisierung und der sich 
stetig wandelnde Verkehrsraum stellen 
neue Anforderungen an die Mobilitäts- 
und Verkehrserziehung. Auch die Zusam-
mensetzung der Teilnehmenden am Stra-
ßenverkehr hat sich verändert. Für die 
vielen Schutzsuchenden, die in der jüngs-
ten Vergangenheit nach Deutschland ka-
men, sind kurzfristig passende Ansätze in 
der Verkehrserziehung gefragt. Viele der 
geflüchteten Kinder und Jugendlichen 
sind überwiegend zu Fuß, mit dem Rad 
oder dem öffentlichen Nahverkehr unter-
wegs. Die Diskrepanz zwischen den Ver-
kehrssituationen, die sie hier erleben und 
denen, die bisher ihren Alltag bestimmt 
haben, ist häufig groß. Daraus resultie

rende Risiken können gravierende Folgen  
haben, denn das schwächste Glied im  
Verkehrsraum bleibt immer das Kind.

Impulse zur Mobilitäts- und  
Verkehrserziehung
Mobilitäts- und Verkehrserziehung muss 
im Hinblick auf die Arbeit mit geflüchte-
ten Kindern und Jugendlichen neue Im-
pulse erhalten. Die Schule muss eine Art 
Schutzraum schaffen. Hier können sie Er-
fahrungen für eine sichere Teilnahme am 
Straßenverkehr sammeln, Fehler machen 
und gemeinsam mit anderen lernen, die 
ähnliche Vorerfahrungen haben wie sie 
selbst. 

Bei der Entwicklung passender Ansätze zur 
Verkehrssicherheitsarbeit geht es also 
nicht nur darum, Wissen und Regeln zu 
vermitteln, sondern vielmehr um einen 
übergreifenden Lösungsansatz, bei dem 
geflüchtete Kinder und Jugendliche und 
deren Familien bestmögliche Unterstüt-
zung erhalten. Zentrale Aspekte sind dabei 
unter anderem, wie Lehrerinnen, Lehrer 
und andere pädagogische Fachkräfte an 
Schulen trotz Sprachbarriere sicheres Ver-
halten vermitteln können. Außerdem ist zu 
überlegen, wie Schule ihnen – und ihren 

Angehörigen – den Einstieg in den öffent-
lichen Verkehrsraum erleichtert und wo 
kulturell bedingte Unterschiede des Mitei-
nanders im Straßenverkehr liegen können.

Umgang mit Risiken beim  
Radfahren lernen
Für viele Schulen stellt es derzeit ein Pro-
blem dar, dass die geflüchteten Kinder 
und Jugendlichen mit dem Fahrrad zur 
Schule kommen. Sie können zwar Radfah-
ren, aber aufgrund der Tatsache, dass sie 
die Regeln nicht beherrschen oder anwen-
den, kommt es nach Beobachtung vieler 
Beteiligter vermehrt zu Unfällen. Ein wei-
teres Problem – neben dem offensichtlich 
erhöhten Verletzungsrisiko – besteht da-
rin, dass die Kinder und Jugendlichen oft-
mals nicht haftpflichtversichert sind.

Die ersten Grundlagen, beispielsweise für 
das Radfahren, können schnell und ohne 
ausgeprägte Sprachkenntnisse erlernt 
werden. Doch ein sicheres und voraus-
schauendes Verhalten im Straßenverkehr 
braucht mehr. Das Verstehen, Beherr-
schen und sachgemäße Anwenden der 
Verkehrsregeln sowie ein soziales und 
achtsames Miteinander im öffentlichen 
Raum stellen zentrale Aspekte von Mobi-

Mobilitäts- und Verkehrserziehung  
vor neuer Herausforderung
Unter den Flüchtlingen gibt es viele Kinder und Jugendliche, die Einrichtungen unseres Bildungssystems 
besuchen. Unterrichtende und Betreuende stellen sich häufig die Frage, wie sie im Rahmen ihrer Arbeit  
die geflüchteten jungen Menschen am besten auf die Herausforderungen zur sicheren Teilnahme an unserem 
Straßenverkehr befähigen können.

Flüchtlingskinder und jugendliche Flüchtlinge

Michael Taupitz
Sachgebiet Verkehrssicherheit  
in Bildungseinrichtungen der DGUV
Unfallkasse Nord 
E-Mail: michael.taupitz@uk-nord.de

Sabine Bünger
Unfallkasse Nord
E-Mail: sabine.buenger@uk-nord.de

Autorin und Autor
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litäts- und Verkehrserziehung dar. Die He-
rausforderung für die Fachleute liegt also 
unter anderem darin, das teilweise sehr 
abstrakte Konstrukt unserer Straßenver-
kehrsordnung und deren Regeln herunter-
zubrechen, um es so für die asylsuchen-
den Kinder und Jugendlichen verständlich 
und praxisnah zu erklären.

Radfahren im Schonraum?
Dabei ist es wichtig, dass verschiedene 
Akteure mit ihren jeweiligen Stärken zu-
sammenarbeiten. Bei der Umsetzung der 
Mobilitäts- und Verkehrserziehung in 
Schulen kooperieren beispielsweise Leh-
rende und Polizei. Torsten Helm, bei der 
Kieler Polizei unter anderem für die Ver-
kehrsprävention zuständig, führt gemein-
sam mit den Lehrern und Lehrerinnen der 
DaZ-Klassen2 auch einen Kurs „Grundre-
geln für Radfahrer“ durch. „Radfahren ist 
für die DaZ-Klassen besonders wichtig. Es 
geht vor allem darum, den Kindern zu  
vermitteln, dass sie die Schwächsten im  
Verkehrsraum sind. Gleichzeitig soll ein 
Grundverständnis für die Verkehrsregeln 
geschaffen werden. Eine Herausforderung 
besteht darin, dass viele Kinder und Ju-
gendliche Rad fahren, egal ob im öffentli-
chen Raum oder im Schonraum, als eine 
Art Spiel ansehen.“ 

Während in den Regelklassen das große 
Themenfeld „Verkehrserziehung und Rad-
fahren“ eher im schulnahen Raum und 
damit in der unmittelbaren Lebenswirk-
lichkeit der Kinder geübt wird, kann ein 
Ausgangspunkt für das Üben mit asylsu-
chenden Kindern und Jugendlichen zu-
nächst der Schonraum „Jugendverkehrs-
schule“ sein. Grundsätzlich kann Sprache 
eine Barriere sein, muss sie aber nicht. Um 
zumindest einfache Regeln verständlich 
machen zu können, wurden mittlerweile 
von verschiedenen Institutionen und Orga-
nisationen (zum Beispiel DVR, DVW, ver-
schiedene Verkehrswachten, ADFC, ADAC) 
Materialen in verschiedenen Sprachen  
und Schwerpunkten herausgebracht.  
Dazu gehören unter anderem Plakate mit 
Piktogrammen, Flyer und Filme. 

Das allein reicht aber nicht. Erst wenn di-
rekte Erlebnisbezüge zum öffentlichen Ver-
kehrsraum unter Berücksichtigung der ei-
genen Lebenswirklichkeit der Kinder und 
Jugendlichen hergestellt und einbezogen 
werden, findet eine adäquate Verknüpfung 
zwischen Theorie und Praxis statt. 

Verkehrserziehung
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Praktische Kurse können diese Erlebnis-
bezüge schaffen. Dabei wird nicht nur 
richtiges Verhalten im Straßenverkehr er-
klärt, Radfahren trainiert oder werden 
Verkehrsregeln aktiv und anschaulich ver-
mittelt. Durch das anfängliche Üben im 
Schonraum und der anschließenden Fort-
setzung im öffentlichen Raum werden die 
Schüler und Schülerinnen auch mit Nor-
men und Werten, Gewohnheiten und Re-
geln unseres Landes vertraut und idealer-
weise als Teil der Gesellschaft integriert. 
Flüchtlingskinder und Jugendliche, die 
am Unterricht teilgenommen haben, kön-
nen anschließend wichtige Multiplikato-
ren für ihre Familien sein. 

Potenzial zur Integration
Verkehrssicherheitsarbeit kann sich aber 
nicht nur auf den Bereich Schule be-
schränken. Viele Helfende, Vereine und 
Initiativen bieten auch in der Freizeit Trai-
nings zum Radfahren und allgemeinem 
Verhalten im Straßenverkehr an. Bei allen 
einschlägigen Vorhaben sind ein respekt-
volles Miteinander und eine behutsame 
Herangehensweise an das Thema „Ver-
kehrssicherheit“ wichtig. Der Alltag, die 
Sorgen und Gedanken der geflüchteten 
Kinder und Jugendlichen sowie ihrer Fa-
milien sind oft ganz andere. Mobilitäts- 
und Verkehrserziehung als ein wichtiger 
Aspekt im Alltag von geflüchteten Kin-
dern und Jugendlichen erscheint sinnvoll. 
Es dient als eine zentrale Präventions-
maßnahme und bietet gleichzeitig viel Po-
tenzial zur Integration. 

Auch wenn in den einzelnen Bundes- 
ländern die Mobilitäts- und Verkehrser- 
ziehung von geflüchteten Kindern und  
Jugendlichen unterschiedlich stark aus
geprägt ist, so ist doch allen gemein, dass 
das Thema als wichtig erachtet wird und  
in der Schule, wenn nicht neu, dann doch 
wenigstens erweitert und anders gedacht 
werden muss. � •

Fußnoten

[1] Mobilitäts- und Verkehrserziehung ist 
eine übergreifende Bildungs- und Erzie-
hungsaufgabe der Schule. Sie umfasst 
Aspekte von Sicherheitserziehung und 
Sozialerziehung sowie von Umweltbil-
dung und Gesundheitsförderung für 
eine verantwortungsvolle Teilnahme am 
Straßenverkehr. Sie setzt sich zudem 
mit Fragen einer zukunftsfähigen Mobili-
tät als Teil einer Bildung für nachhaltige 
Entwicklung auseinander (KMK-Empfeh-
lung zur Mobilitäts- und Verkehrserzie-
hung in der Schule, Beschluss der KMK 
vom 7.7.1974 i. d. F. vom 10.5.2012)

[2] In Deutsch-als-Zweitsprache-Zen-
tren/Klassen (DaZ) werden Jungen und 
Mädchen grundlegende Sprachkennt-
nisse in Deutsch vermittelt, bevor sie in 
allgemeine Schulen/Klassen kommen.
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Weiterführende Informationen und 
Materialien

Informationen der gesetzlichen Unfall-
versicherung zum Thema „Flüchtlinge“: 
www.dguv.de (Webcode: d1151666)

Flyer „Einfach sicherer unterwegs.“  
der ADAC Stiftung „Gelber Engel“:  
www.adac.de

Plakate „Grundregeln für Radfahrer und 
Fußgänger“: www.gib-acht-im-verkehr.de

Verkehrslernfilm „Unterwegs in 
Deutschland – als Radfahrer“:  
www.filmclub-solingen.de (Hinweis:  
Ein Filmprojekt mit dem Thema „Unter-
wegs in Deutschland – als Fußgänger“ 
ist geplant)

Broschüren „Fahrrad fahren in Deutsch-
land. Die wichtigsten Regeln“ und „Unter-
wegs in Deutschland – worauf muss  
ich achten?“: www.germanroadsafety.de

Broschüre „Eine Orientierungshilfe  
für das Leben in Deutschland“:  
www.refugeeguide.de

Magazin der BZgA „Migration,  
Flüchtlinge und öffentliche Gesundheit“, 
04/2015: www.infodienst.bzga.de

DGUV Forum 10/2016



Titelthema

32

Verkehrserziehung in den 1970er- 
und 1980er-Jahren
Das Thema „Verkehrserziehung“ sah ich 
nach der vierten Klasse für mich als „erle-
digt“ an. Tatsächlich begegnete es mir in 
der eigenen Schulzeit im Deutschunter-
richt der siebten Klasse wieder, nämlich 
als es darum ging, verschiedene Schreib-
stile und Textformen zu unterscheiden: 
die gefühlsorientierte Erlebniserzählung 
und die neutrale, sachliche Sprachform 
des Berichts. Zu einer Tafelskizze, die ei-
nen Rechts-vor-Links-Verstoß und ein Un-
fallgeschehen zeigte, wurden die Regeln 
besprochen, und dann ging es ganz klas-
sisch ans Aufsatzschreiben. Damals in 
den 1980er-Jahren war der Schlusspunkt 
meines Textes auch der Schlusspunkt der 
selbst erlebten schulischen Verkehrser-
ziehung – der Gang zur Fahrschule und 
der Erwerb verschiedener Führerscheine 
galten als Privatsache und liefen ohne  
jede Verbindung zum Schulbetrieb.

Verkehrserziehung lebenslang
Heutzutage beginnt Verkehrserziehung 
quasi schon „vorgeburtlich“, nämlich 
über die Eltern, die bereits in der Hebam-
menpraxis Unterweisungen von Ehren-
amtlichen der Verkehrswachten oder 
dem ADAC über die richtige Fixierung 
von Liegeschale und Kindersitz im Auto 

erhalten. Im Kindergarten sind die Jüngs-
ten bereits selbst aktiv bei motorischen 
Übungen auf dem Laufrad oder Roller. 
Eltern erfahren bei Informationsabenden 
der Verkehrswacht oder von den Ver-
kehrserzieherinnen und Verkehrserzie-
hern der Polizei, wie sie ihre Kinder auf 
den ersten Schultag vorbereiten können. 
Bei der Schuleinschreibung werden in 
vielen Städten „Schulwegepläne“ an die 
Eltern verteilt, damit sie die geeignete 
Strecke für ihr Kind wählen und mehr-
fach üben können.

Basistraining zu Hause
Elternabende in der Grundschule zum 
Thema „Verkehrssicherheit“, durchgeführt 
von Verkehrslehrern und Verkehrslehre-
rinnen oder der Fachberatung für Ver-
kehrs- und Sicherheitserziehung in eini-
gen Bundesländern, vermitteln ein Bild 
über die motorischen und geistigen Fähig-
keiten, die es im Hinblick auf die immer 
eigenständigere Verkehrsteilnahme bei 
den Kindern auszubauen gilt. Für das 
praktische Üben ist hier in erster Linie  
die Familie gefordert, denn nur ausrei-
chende Fahrpraxis auf dem Rad führt letzt-
endlich zu einer Sicherheit, die auf ein Be-
stehen der Fahrradprüfung in der vierten 
Klasse hoffen lässt. Leider ist aufgrund 
mangelhafter Beherrschung des Rads die 

Zahl der durchgefallenen Kandidatinnen 
und Kandidaten bundesweit immer mehr 
gestiegen: kein eigenes Fahrrad, fehlende 
Übungsmöglichkeiten zu Hause, mangeln-
de allgemeine motorische Fähigkeiten,  
keine Erlaubnis der Eltern zu fahren kön-
nen die Gründe hierfür sein. Jedenfalls 
stellt das Phänomen der hohen Durchfall-
quoten die Lehrkräfte vor neue Aufgaben. 
In der zweiten und dritten Klasse werden 
daher „Schonraumübungen“ im Pausen-
hof oder in der Sporthalle durchgeführt, 
das heißt Aufbau eines Parcours mit geeig-
neten Materialien aus dem Sport-Fundus, 
um die Defizite in der Fahrpraxis bis zur 
vierten Klasse auszugleichen.

Höhepunkt für viele Kinder in der Grund-
schule ist der Auftritt der regionalen Poli-
zeipuppenbühne, die jährlich ein neues 
Stück präsentiert, begleitet von mitreißen-
der Musik sowie aktuellen Figuren des 
Zeitgeschehens.

Integrative Verkehrserziehung  
als neuer Weg
In den weiterführenden Schulen hat sich in 
den meisten Bundesländern die „Integrati-
ve Verkehrserziehung“  durchgesetzt. Es 
geht nicht um vereinzelte Projekte, die am 
Ende des Schuljahrs als Lückenfüller nach 
Notenschluss tageweise durchgeführt wer-
den, sondern um eine kontinuierliche, lehr-
plankonforme Verbindung mit den Lehrin-
halten der verschiedenen Fächer. Sehen, 
Hören, Wahrnehmen und Reaktion sind 
Teilaspekte der Biologie. Eingeschränkte 
Wahrnehmung durch Suchtmittel wie  

Vom Wandel eines Klassikers
„Verkehrserziehung“ – viele Deutsche assoziieren damit das Radfahrtraining in der vierten Klasse,  
eine Übungsdisziplin für Kinder. Nach aktuellem Verständnis ist Verkehrserziehung mehr:  
Mobilitätserziehung mit Bewusstseinsbildung, die über Regelwissen und Entwicklung motorischer  
Fähigkeiten hinausreicht – eine lebenslange Entwicklungsaufgabe. 
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Katja Seßlen
Abteilung Bildungswesen, Geschäftsbereich I Prävention
Kommunale Unfallversicherung Bayern
Bayerische Landesunfallkasse
E-Mail: katja.sesslen@kuvb.de

Autorin

Verkehrserziehung auf neuen Wegen

„Es geht um eine kontinuierliche, 
lehrplankonforme Verbindung  
mit den Lehrinhalten der verschie-
denen Fächer.“
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Alkohol und Drogen ist Stoff in Chemie.  
Beschleunigung, Reibung und Bremsvor- 
gänge lassen sich im Physikunterricht  
thematisieren und jede Fortbewegung ist 
mit Energieverbrauch verbunden, die uns 
über die Begrenztheit unserer Ressourcen 
(Geographie) und Fragen der Wirtschaft-
lichkeit (Wirtschafts- und Rechtslehre) 
nachdenken lassen sollte. Die Verantwor-
tung für das eigene Leben und das der an-
deren auf der Basis von Regeln spielt hier 
eine wichtige Rolle: Das sind klassische 
Themen aus dem Religions- und Ethikun-
terricht. Lehrplanbezüge lassen sich grund-
sätzlich in allen Fächern und in sämtlichen 
Jahrgangsstufen bis hin zur Oberstufe her-
stellen. Dies ist eine Frage der Kreativität.

Medienvielfalt – Nutzen und Gefahr
Natürlich ist es nicht immer einfach für 
Lehrkräfte, bei der Unterrichtsvorbereitung 
Verbindungsmöglichkeiten vom aktuellen 
Stoff zur Verkehrserziehung zu entdecken. 
Broschüren, Faltblätter, fertige Arbeitsblät-
ter, Kurzfilme als Einstieg in eine Unter-
richtssequenz – das Internet liefert heut
zutage kostenlos und schnell digitale Ma- 
terialien zu allen Themenbereichen. Mit  
der Kampagne „Risiko raus!“ zeigten die 

Unfallversicherungsträger und Berufsge- 
nossenschaften ihre Ideen zum Thema  
Verkehrssicherheitsarbeit. Ein umfangrei-
ches Medienangebot, das auf den Internet-
seiten von Lehrerfortbildungseinrichtungen 
und Portalen der Kooperationspartner be-
reitsteht, erleichtert  das rasche Auffinden 
geeigneter Projekte. „Mobil mit Köpfchen“, 
„Ernstnehmende Verkehrssicherheitsar-
beit“ (EVA) mit jungen Fahranfängern und 
„Discofieber“ gehören zum Programm für 
junge Erwachsene. „Hallo Auto“, „Toter 
Winkel“ und „Schütze dein Bestes“ (Fahr
radhelmkampagne) sind Klassiker für  
jüngere Jahrgangsstufen.

Das Nutzen von Handys durch Jugendli-
che, das ständige „Online-Sein“ und damit 
„offline“ aus der realen Verkehrswelt, stellt 
auch die Pädagogik vor neue Aufgaben. 
Wie bekämpft man Ablenkung im Straßen-
verkehr durch Medien? Diese Frage steht 

im Zentrum der Kampagne „Abgelenkt“ 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrats 
(DVR), der Berufsgenossenschaften und 
Unfallkassen. Oder ganz aktuell: Wie kann 
man dem gefährlichen Trend der Poké-
mon-Jagd auf der Straße Einhalt gebieten? 
Durch Bewusstseinsbildung und Selbstdis-
ziplin. Aber mit welcher Methode? Wiede-
rum durch sinnvollen und jugendgemäßen 
Medieneinsatz: Kinospots mit Unfallsze-
nen zum Thema Ablenkung, Wettbewerbe, 
Computersimulationen zum Thema „Mul-
titasking“ und einiges mehr.

Viele Partner im Boot
Verkehrserziehung ist nicht mehr nur das 
Steckenpferd einer einzigen ambitionierten 
Lehrkraft an der Schule. Ein ganzes Netz-
werk von Akteurinnen und Akteuren steht 
zur Verfügung: unter anderem Verkehrs-
wacht, Polizei, Automobil- und Fahrrad-
clubs, Präventionsberatung der gesetzlichen 
Unfallversicherungsträger oder Fahrzeug- 
und Sportartikelhersteller. Sie unterstützen 
bei Projekttagen mit Personaleinsatz und 
Vorführobjekten. Jedenfalls kommt es auf 
gute Kontakte der Schule zu Externen und 
die Begeisterung für einen bewährten Klas-
siker in neuer Form an. � •

Das Smartphone-Spiel Pokémon Go: Für die Verkehrssicherheit ist das ständige „Online-Sein“ ein großes Problem.

„Mit welcher Methode kann  
man dem gefährlichen Trend  
der Jagd nach Pokémons  
auf der Straße Einhalt gebieten?“

DGUV Forum 10/2016
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Einleitung
Intensiver Handel und eine starke Verflech-
tung der Wirtschaftssysteme sind fester Be-
standteil der globalen Welt. Bereits Mitte 
des letzten Jahrhunderts haben sich zahl-
reiche Staaten im Rahmen der Welthan-
delsorganisation (WTO) auf verschiedene 
Grundsätze verständigt, die in Bezug auf 
Waren sowie Dienstleistungen gelten sol-
len. Angesichts des technischen Fort-
schritts, der Digitalisierung und neuer  
Arbeitsformen sowie zunehmender Mobi-
lität steht auch die globale Welt vor neuen 
Herausforderungen. Bestrebungen, den 
Welthandel zwischen den WTO-Mitglie-
dern weiter zu liberalisieren und zu refor-
mieren, sind jedoch aufgrund unterschied-
licher Auffassungen seit einigen Jahren ins 
Stocken geraten. Viele Staaten haben sich 
deswegen zunehmend auf bilaterale und 
plurilaterale Handels- und Investitions-
schutzabkommen konzentriert. 

Mit dem Vertrag von Lissabon haben die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU) die Kompetenz, derartige Abkommen 
zu verhandeln, in die Hände der EU Kom-

mission gelegt. Seitdem verhandelt sie im 
Auftrag der Mitgliedstaaten zahlreiche 
Freihandels- und Investitionsschutzab-
kommen mit Ländern weltweit, darunter 
auch mit Kanada und den USA. Im Mittel-
punkt stehen dabei aus europäischer 
Sicht vor allem die Stärkung der Wirt-
schaft und das Beschäftigungswachstum 
im EU-Binnenmarkt.

WTO-Plus-Abkommen: eine neue 
Generation von Freihandelsabkommen
Die aktuell verhandelten Freihandels- 
abkommen der EU mit Kanada (CETA),  
mit den USA (TTIP) und das zur Diskus-
sion stehende multilaterale Abkommen 
zur Liberalisierung des Dienstleistungs-
verkehrs (TiSA) können jedoch viel umfas-
sender in die gegenseitige Politik der Part-
ner eingreifen, als bisherige Abkommen. 
Der Grund: Sie zählen zu der sogenannten 
„neuen Generation von Abkommen“, auch 
WTO-Plus-Abkommen genannt. Diese 
sind breit und umfassend angelegt und 
enthalten Regelungen zur Liberalisierung 
zahlreicher Dienstleistungen, zum Abbau 
nicht-tarifärer Handelshemmnisse und 

anderen handelsrelevanten Aspekten wie 
Investitionen und Wettbewerbsfragen. Da-
neben enthalten Abkommen wie CETA 
und TTIP Aussagen zur Nachhaltigkeit et-
wa in Bezug auf die Umwelt sowie zu Ar-
beitsbedingungen. 

Der Ansatz, umfassende Abkommen zu 
schließen, die verschiedenste Lebensbe-
reiche in einem bisher nicht bekannten 
Umfang berühren, hat dazu geführt, dass 
das öffentliche Interesse enorm gestiegen 
ist. Die gesetzliche Unfallversicherung 
setzt sich ebenfalls mit diesen Entwick-
lungen intensiv auseinander. Zwar stehen 
die soziale Sicherheit und der Arbeits-
schutz nicht im Fokus von Freihandelsab-
kommen. Viele Maßnahmen, die den Han-
del erleichtern sollen, können sich aber 
auf den Bereich der sozialen Sicherheit 
und des Arbeitsschutzes auswirken.1  

Neue Entwicklungen im 
Freihandel – jedoch nicht 
zu Lasten der sozialen  
Sicherungssysteme
Die zunehmende Verflechtung des Welthandels bringt Freihandels-
abkommen hoch auf die Agenda der EU. Bergen die Texte Risiken für 
die Sozialversicherung?

Aktuelle Freihandelsabkommen in der EU 

Ilka Wölfle LL. M.
Büro der DGUV in der EU-Vertretung der 
Deutschen Sozialversicherung
E-Mail: ilka.woelfle@dsv-europa.de

Eva-Marie Höffer
Referat Internationales Sozialrecht/
Europarecht der DGUV
E-Mail: eva-marie.hoeffer@dguv.de
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Im Folgenden werden zumindest einige 
Aspekte aufgeführt, die auch aus Sicht der 
gesetzlichen Unfallversicherung genauer 
betrachtet werden sollten.

Änderung der technischen  
Herangehensweise
Im Freihandel kann in Bezug auf die Frage, 
welche Sektoren einbezogen werden sol-
len, mit Positivlisten, mit Negativlisten 
oder mit sogenannten gemischten Listen2 
gearbeitet werden. So verfährt das General 
Agreement on Trade in Services (GATS) der 
Welthandelsorganisation (WTO) nach einer 
Positivliste, in der jedes Land die Dienste 
aufzählt, die es für ausländische Dienst-
leistungserbringer öffnen wird. Im Verhält-
nis zu Kanada hat die EU begonnen, ihre 
technische Herangehensweise beim Ab-
schluss von Freihandelsabkommen zu än-
dern. In CETA gilt, dass grundsätzlich die 
Liberalisierung aller Dienste zugesagt 
wird, mit Ausnahme bestimmter, in zwei 
Anhängen aufgeführter Dienstleistungen. 

Wer also bestimmte Dienste von der Libe-
ralisierung ausgenommen haben möch-
te, muss dies in Form von „Vorbehalten“ 
oder Ausnahmen ausdrücklich und ein-
deutig sowie möglichst unmissverständ-
lich erwähnen (Negativliste). Die ausge-
nommenen Sektoren werden dabei unter 
Zuhilfenahme der Produktklassifizierung 
der UN (UN-CPC) beschrieben. Alle Berei-

che, die nicht in einem Anhang aufge-
führt sind, unterliegen ansonsten auto-
matisch dem Freihandel zwischen der EU 
und Kanada. Die Gefahr dieser Vorge-
hensweise liegt auf der Hand: Wer einen 
Bereich vergisst oder nicht präzise genug 
definiert, muss mit ungewollten Überra-
schungen rechnen.

Verwendung  
„unbestimmter Rechtsbegriffe“
Die viel diskutierten Abkommen TTIP, 
CETA und TiSA haben unter anderem die 
Liberalisierung von Dienstleistungen 
zum Ziel. Derzeit in der Öffentlichkeit be-
kannte Vertragstexte beziehungsweise 
Entwürfe enthalten insoweit auch eine 
Reihe von Formulierungen und Textpas-
sagen, die für die gesetzliche Unfallver-
sicherung als Versicherungseinrichtung 
von Interesse sind. 

Diese Regelungen und Vorbehalte enthal-
ten jedoch überwiegend „unbestimmte 
Rechtsbegriffe“, die von Seiten der Ver-
handlungsführung bewusst eingesetzt  
werden, um einen möglichst großen Inter-

pretationsspielraum bei der späteren An-
wendung zu haben. Damit entstehen je-
doch zwangsläufig Grauzonen, die zu 
Rechtsunsicherheit führen. Dies ist insbe-
sondere in Bereichen relevant, die zum 
Beispiel aufgrund eines besonderen öffent-
lichen Interesses schutzwürdig sind, so et-
wa der Bereich der Daseinsvorsorge oder 
der sozialen Sicherheit. Es sollte deswegen 
klar sein, welche Folgen eine Formulierung 
in einem Abkommen für die Organisation 
sozialer Sicherheit hat – nicht nur für be-
stehende Regelungen – sondern auch für 
zukünftige Regelungsvorhaben.

Soziale Sicherung  
als Finanzdienstleistung
Dass die soziale Sicherung im öffentli-
chen Interesse und damit schutzwürdig 
ist, haben bereits frühere Freihandelsab-
kommen im Blick gehabt, deshalb finden 
sich dort spezielle Regelungen. So deutet 
die im 1995 abgeschlossenen GATS for-
mulierte Ausnahmeregelung im Kapitel 
Finanzdienstleistungen darauf hin, dass 
die „Sozialversicherung in ihrer Finan-
zierungsfunktion“ von den Liberalisie-
rungsbestrebungen ausgenommen ist. In 
den aktuell bekannten Vertragsentwür-
fen zu TiSA haben die Verhandlungspart-
ner diese Formulierung übernommen. 

Das Abkommen zwischen der EU und Ka-
nada (CETA) enthält eine ähnlich lauten-
de Regelung, die in dieselbe Richtung 
geht. Bedenkt man, dass jedes Land in-
nerhalb der Europäischen Union selbst 
entscheiden kann, wie es sein soziales 
Sicherungssystem ausgestaltet, ist die 
Formulierung einer Ausnahmeregelung 
beziehungsweise von Vorbehalten in 
Freihandelsabkommen, zumindest für 
die Europäische Seite, selbstverständ-
lich. Denn diese Freiheit der Vertrags-
staaten sollte durch ein Freihandelsab-
kommen nicht ausgehebelt werden.

Schaut man sich jedoch die aktuell be-
kannten EU-Angebote zu TTIP an, findet 
man dort überraschenderweise eine  
anders lautende Formulierung, die ins- 
besondere von den Amerikanern in der 
Vergangenheit häufig in Freihandelsab- 
kommen verwendet wurde (so zum Bei-
spiel im Nordamerikanischen Freihan-
delsabkommen: NAFTA). Danach gilt eine 
Sozialversicherung nur dann nicht als Fi-
nanzdienstleistung, wenn sie von einer 
„public entity“ ausgeführt wird. 

„Dass die soziale Sicherung 
schutzwürdig ist, haben  
bereits frühere Freihandelsab-
kommen im Blick gehabt.“

▸
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Diese Einschränkung mag für viele so- 
ziale Sicherungssysteme auf der Welt  
unproblematisch sein. Für den Bereich der 
gesetzlichen Unfallversicherung in Deutsch-
land drängt sich jedoch die Frage auf, ob 
dieser Terminus auch selbstverwaltete  
Unfallversicherungsträger umfasst oder  
lediglich unmittelbar staatliche Institutio-
nen. Die in den Vertragsentwürfen vorgese-
hene Definition führt hier nicht zu einer 
rechtssicheren Aussage. Besser wäre es 
deswegen, wenn die Verhandlungspartner 
auch in TTIP auf die bewährte GATS-Re- 
gelung zurückgreifen. Denn – wie bereits  
erwähnt – muss klar sein, welche Folgen 
eine Formulierung für die Organisation ei-
nes sozialen Sicherungssystems hat.

Liberalisierung von Dienstleistungen
CETA, TTIP und TiSA enthalten zudem  
Regelungen zur Liberalisierung von Dienst-
leistungen, die für die Träger der gesetzli-
chen Unfallversicherung mit Blick auf die  
im Rahmen ihres Auftrags beispielsweise 
von Ärzten, Ärztinnen und Rehabilitations-

einrichtungen erbrachten medizinischen 
und sozialen Leistungen von Interesse sind. 

Gesundheits- und Sozialdienstleistungen, 
die im öffentlichen Interesse stehen, sind 
besonders schutzwürdig und sollten inso-
fern dem freien Handel nicht uneinge-
schränkt unterliegen. Da dies auch Kon-
sens der Verhandlungspartner ist, finden 
sich in den Vertragstexten zu CETA und 
den Angebotsentwürfen zu TTIP und TiSA 
Vorbehalte der Europäischen Union für 
Gesundheits- und Sozialdienstleistungen. 
Allerdings wirft auch hier die Verwen-
dung unbestimmter Rechtsbegriffe zahl-
reiche Fragen auf.

So enthält CETA beispielsweise einen EU-
Vorbehalt für öffentlich finanzierte Ge-

sundheitsdienstleistungen, sodass diese 
nicht von dem Abkommen erfasst sind. 
Was genau „öffentlich finanziert“ bedeu-
tet, ist jedoch unklar. Die EU-Kommission 
sieht bewusst von einer genauen Definiti-
on ab, um bei der späteren Anwendung 
des Abkommens ausreichend Interpreta-
tionsspielraum zu haben. Für die gesetz-
liche Unfallversicherung ist jedoch eine 
klare Aussage dazu entscheidend, ob 
auch die Beitragsfinanzierung eine in ei-
nem weiten Sinne verstandene „öffentli-
che Finanzierung“ ist. Ob diese Art der 
Finanzierung als öffentlich angesehen 
werden kann, konnte bislang nicht beant-
wortet werden. Gleichlautende Vorbehal-
te enthalten auch die aktuell vorliegenden 
Textentwürfe zu TiSA und TTIP.

Vorsorgeprinzip
Warum die Verwendung möglichst eindeu-
tig formulierter Begriffe von Bedeutung ist, 
zeigt sich darüber hinaus an dem Beispiel 
des Vorsorgeprinzips. Bei dem zu CETA  
ausgehandelten Vertragstext ist ein Streit-

„Das Vorsorgeprinzip ist insbe-
sondere für den Schutz von  
Umwelt und Gesundheit relevant.“
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Die USA sind der größte Handelspartner der Europäischen Union mit einem Anteil von 18 Prozent am gesamten Warenverkehr der EU.
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punkt, ob das in Europa geltende Vorsor-
geprinzip ausreichend gesichert ist. Ähn-
liches gilt für die aktuell bekannten EU- 
Angebote zu TTIP. Das Vorsorgeprinzip ist 
insbesondere für den Schutz von Umwelt 
und Gesundheit relevant. In Europa müssen 
danach Produkte bestimmten Sicherheits-
anforderungen zum Wohle der Gesundheit 
unterliegen. In den USA und Kanada gilt 
das Wissenschaftsprinzip, wonach eine Re-
gulierung erst dann vorgenommen wird, 
wenn schädliche Auswirkungen von Pro-
dukten auf die Umwelt oder Gesundheit 
wissenschaftlich nachgewiesen sind. 

In der Vergangenheit hat es zwischen der 
EU, Kanada und den USA innerhalb der 
Welthandelsorganisation verschiedene 
Schiedsverfahren zu WTO-Übereinkom-
men gegeben, bei denen die Frage der An-
wendung des Vorsorge- und des Wissen-
schaftsprinzips bei der Einfuhr von Waren 
aus Kanada beziehungsweise den USA im 
Mittelpunkt stand.3 Bei den in CETA ent-
haltenen Formulierungen bestehen nun 
unterschiedliche Auffassungen dazu, ob 
die Formulierungen sowie der Verweis  
auf WTO Übereinkommen das Prinzip auf-
grund der bisherigen Erfahrungen ausrei-
chend schützen.

In den Abkommen enthaltene Formulie-
rungen sollten deswegen zumindest so 
klar und umfassend formuliert sein, dass 
auch bei einem anderen Verständnis des 
Vertragspartners oder einer eventuellen 
Interpretation im Rahmen eines Klagever-
fahrens die soziale Sicherheit und der Ar-
beitsschutz geschützt sind.

Recht auf Regulierung –  
Investitionsschutz
CETA und TTIP sehen, wie andere Frei-
handelsabkommen (NAFTA) sowie zahl-
reiche Investitionsschutzabkommen, die 
Möglichkeit vor, dass Investoren Staaten 
verklagen können, wenn sie ihre öffent-
lich garantierten Rechte durch den Staat 
verletzt sehen. 

Dabei muss jedoch das Recht der Ver-
tragsstaaten auf Regulierung und Verfol-
gung berechtigter Gemeinwohlziele etwa 

in den Bereichen soziale Sicherheit, öf-
fentliche Dienstleistungen sowie Arbeits-
sicherheit und Gesundheitsschutz ge-
wahrt bleiben. 

Die Erfahrungen mit bereits bestehenden 
Handels- und Investitionsschutzabkom-
men – so zum Beispiel NAFTA– haben je-
doch gezeigt, dass berechtigte Gemein-
wohlziele, wie die öffentliche Gesundheit, 
infrage gestellt wurden und nationale Re-
gierungen zu Entschädigungszahlungen 
in Milliardenhöhe aufgefordert wurden 
oder aus Angst vor potenziellen Scha-
densersatzforderungen von Regulierun-
gen Abstand genommen haben.4 Deswe-
gen hat die EU-Kommission versichert, 
dass sie das „Recht zur Regulierung“ in 
die Verträge schreiben möchte. Aus Sicht 
der gesetzlichen Unfallversicherung be-
deutet dies beispielsweise, dass  im Be-
reich der Prävention oder medizinischen 
Heilbehandlung qualitative Anforderun-
gen gesetzlich strenger geregelt werden 
könnten, ohne dass sich ein Anbieter aus 
den USA oder Kanada auf einen Nachteil 
für seine Investition berufen könnte. 

Wesentlich einfacher und rechtssicherer 
wäre es jedoch, wenn dem Ansatz des EU-
Parlaments in seiner Resolution zu TiSA  
gefolgt werden würde.5 Die Europaabgeord-
neten haben zu Recht gefordert, die Syste-
me der sozialen Sicherheit sowie generell 
Dienstleistungen von allgemeinem (wirt-
schaftlichen) Interesse einschließlich Ge-
sundheits- und Sozialdienste komplett vom 
Anwendungsbereich der Handelsabkom-
men auszunehmen, unabhängig davon,  
wie sie erbracht und finanziert werden.

Fazit
Insbesondere angesichts der fortschrei-
tenden Digitalisierung und der zuneh-
menden Technologisierung ist zu erwar-
ten, dass die internationalen wirtschaft- 
lichen Verflechtungen im Welthandel 
auch in der Zukunft noch enger werden. 
Dass es hierfür eines Rahmenwerkes wie 
zum Beispiel  Freihandelsabkommen be-
darf, liegt auf der Hand. Gerade die neue 
Generation ambitionierter Abkommen, 
die Bezüge zu Nachhaltigkeit etwa in Be-
zug auf Arbeit und Gesundheit enthalten, 
sollten aber gewährleisten, dass Güter, 
wie die soziale Sicherung und ihre Leis-
tungen, die im öffentlichen Interesse  
stehen und damit besonders schutzwür-
dig sind, durch klare Formulierungen  

und Ausnahmen ausreichend gesichert 
sind. Zudem sollten Freihandelsabkom-
men, die die EU mit anderen Staaten aus-
handelt, nicht so weit gehen, dass durch 
sie das Recht der Mitgliedstaaten zur Aus-
gestaltung ihrer sozialen Sicherungssys-
teme und ihrer Gesundheitssysteme, wie 
es in den Europäischen Verträgen fest- 
gelegt ist, unterlaufen wird. Freihandels-
abkommen sind internationale Verträge, 
die nicht supranationales Europäisches 
Recht und bewährte Grundsätze aushe-
beln sollten.� •

Fußnoten

[1] Artikel Wölfle, I.; Kolbinger, T.:  
DGUV Forum 11/2015, Seite 21 ff.; Reitz, R.;  
Wölfle, I.: DGUV Forum 10/2014,  
Seite 38 ff.

[2] Eine gemischte oder auch Hybrid-li-
ste hat die EU bislang den USA und den 
TiSA-Verhandlungspartnern angeboten 
und verfolgt dabei den Ansatz der „Posi-
tivliste“ bezogen auf den Marktzugang 
und den Ansatz einer „Negativliste“ im 
Hinblick auf die Inländer(gleich)-behan-
dlung.

[3] WTO Panel Report, EC – Measures 
concerning Meat and Meat Products 
(Hormones), WT/DS26/R/USA;  
WTO Panel Report, EC – Measures Af-
fecting the approval and Marketing of 
Biotech Products, WT/DS/291/R,  
WT/DS/292/R, WT/DS/293/R

[4] So zum Beispiel die Klage des ameri-
kanischen Pharmaunternehmens Eli Lilly 
gegen Kanada, in der der Konzern 500 
Millionen Dollar vom kanadischen Staat 
fordert, da Gerichte des Landes Patente 
der Medikamente Straterra (gegen 
ADHS) und Zyprexa (gegen Schizophre-
nie) für ungültig erklärt hatten. 

[5] www.europarl.europa.eu/sides/ 
getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+ 
P8-TA-2016-0041+0+DOC+XML+V0//DE

Die WTO

Die Welthandelsorganisation (WTO) 
wurde am 15. April 1994 mit Sitz in Genf 
gegründet. Neben dem Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank ist 
sie eine der zentralen internationalen 
Organisationen, die Handels- und Wirt-
schaftspolitik mit derzeit 162 Mitglie- 
dern verhandelt. Unter dem Dach der 
WTO werden Abkommen verhandelt, 
verwaltet und überwacht wie zum Bei-
spiel das Allgemeine Zoll- und Handels-
abkommen  (GATT), das Überein- 
kommen über den Handel mit Dienstlei-
stungen (GATS) oder das Übereinkom-
men über geistiges Eigentum (TRIPS).

„Das EU-Parlament hat zu Recht 
gefordert, die Systeme der sozia-
len Sicherheit herauszunehmen.“
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Hintergrund
Hydraulikbagger sind aufgrund ihrer viel-
fältigen Verwendungsmöglichkeiten auf 
fast allen größeren Baustellen im Einsatz. 
Ob der Aushub einer Baugrube ansteht, 
das Beladen eines Lkw oder der Transport 
von Lasten – oft ist der Bagger das Ar-
beitsmittel der Wahl. Jedoch können von 
diesen Maschinen auch Gefährdungen 
ausgehen, besonders für Personen im Um-
feld der Maschine. Grund hierfür sind un-
ter anderem Verdeckungen der direkten 
Sicht aus der Kabine durch Teile der Ma-
schine. Um Kollisionen zwischen der Ma-
schine und Personen oder Hindernissen 
zu vermeiden, verfügen Bagger daher über 

Spiegel und seit einigen Jahren auch über 
Kamera-Monitor-Systeme, die den rück-
wärtigen Bereich auf einem Monitor in der 
Kabine anzeigen. Doch wie werden diese 
neuen Systeme tatsächlich genutzt?

Diese und weitere Fragen werden in ei-
nem Projekt untersucht, das das Institut 
für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung (IFA) im Auftrag 
des DGUV Fachbereichs Bauwesen und 
der Berufsgenossenschaft der Bauwirt-
schaft (BG BAU) durchführt. 

Methode
Hierfür wurden mit einem mobilen Blick-
messgerät die Augenbewegungen der  
Beschäftigten beim Steuern von Baggern 
erfasst, und zwar im realen Betriebsab-
lauf auf Baustellen. Zusammen mit Daten 
zu den jeweiligen Manövern (zum Bei-
spiel Rückwärtsfahrten) konnte festge-
stellt werden, wo die untersuchten Fah-
rer während kritischer Arbeitsschritte 
hinschauten.

Dabei ist zu beachten, dass die Maschinen 
nicht nur für vielfältige Aufgaben, son-
dern auch in sehr unterschiedlichen Situ-
ationen eingesetzt werden. Eine Baustelle 
steht selten still – deshalb sind Bagger bei 
fast jeder Witterung und nicht selten bei 
Dunkelheit im Einsatz. Häufig sind auf 
dem Gelände weitere Maschinen, Kolle-
ginnen und Kollegen oder Teams anderer 
Gewerke aktiv, ganz zu schweigen von un-

beteiligten Privatpersonen. So kann es 
schnell passieren, dass sich Personen 
oder Maschinen im Gefahrenbereich des 
Baggers aufhalten (müssen). Um unter 
diesen Bedingungen nicht nur die Bewe-
gungen der Maschine effizient zu kontrol-
lieren, sondern auch den Bewegungs- und 
Gefahrenbereich gegen Kollisionen zu 
überwachen, ist nicht nur eine hohe Auf-
merksamkeit gefragt, sondern es bedarf 
auch leistungsfähiger Sichthilfen. Abbil-
dung 1 zeigt schematisch, welche Be
reiche im Umkreis der Maschine durch 
Spiegel und Kamera-Monitor-Systeme dar-
gestellt werden.

Um bei den Messungen vergleichbare Be-
dingungen zu haben, wurden Maschinen 
mit ähnlicher Sichthilfen-Ausstattung 
ausgewählt. Außerdem nahmen nur Per-
sonen teil, die bereits langjährig Bagger 
führen. So sollten Effekte durch unter-
schiedliche Erfahrung oder Gewöhnung 
vermieden werden. Alle Messungen fan-
den tagsüber bei ähnlicher Witterung 
statt. Die während der Messung durchge-
führten Tätigkeiten umfassten „typische“ 
Arbeiten mit Tieflöffeln und Greifern, zum 
Beispiel das Ausheben von Erdreich oder 
das Beladen von Lkw. Zur Erfassung der 
Augenbewegungen wurde ein Blickmess-
gerät verwendet, das Videos des Auges 
und des Blickfeldes aufzeichnet (Abbil-
dung 2). Anhand dieser Daten war es mög-
lich, Blickzuwendungen auf den Monitor, 
die Spiegel und andere Bereiche im Um-
feld der Maschine auszuwerten.

Ergebnisse und Ausblick
Erste Ergebnisse dieser Studie zeigen, 
dass die untersuchten Fahrer die ver-
schiedenen Sichthilfen für Rückwärts-
fahrten auf unterschiedliche Art und 

Rück-Sicht beim Baggerfahren –  
Blickbewegungsmessungen auf Baustellen
Bei der Arbeit mit Hydraulikbaggern sind häufig Rückwärtsfahrten notwendig. Um dabei Kollisionen zu ver-
meiden, werden neben Spiegeln seit einigen Jahren Kamera-Monitor-Systeme verbaut, die die Sicht in  
den rückwärtigen Bereich ermöglichen sollen. In einer Studie wird derzeit untersucht, wie diese neuen Sys-
teme tatsächlich genutzt werden. 

Dr. Peter Nickel
Neue Technologien, Mensch & Technik
Institut für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA) 
E-Mail: peter.nickel@dguv.de

Dr. Michael Huelke
Neue Technologien, Mensch & Technik
Institut für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA)
E-Mail: michael.huelke@dguv.de

Markus Koppenborg 
Neue Technologien, Mensch & Technik
Institut für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA)
E-Mail: markus.koppenborg@dguv.de

Andy Lungfiel
Neue Technologien, Mensch & Technik
Institut für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA)
E-Mail: andy.lungfiel@dguv.de

Autoren

Aus der Forschung

„Die Nutzungsweise der Sicht-
hilfen ist abhängig von den 
Aufgabenanforderungen und den 
Umgebungsbedingungen.“
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Weise verwenden. Während sie bei eini-
gen (wenigen) Manövern ausschließlich 
kurz über die Schulter blickten, wurden 
bei anderen Rückwärtsfahrten gleich 
mehrere Sichthilfen nacheinander ge-
nutzt. Unterschiedliche Aufgabenanfor-
derungen, Umgebungsbedingungen oder 
Gestaltungsmerkmale der Sichthilfen 
könnten Gründe hierfür sein.

Über alle Messungen gemittelt, wurden 
der Rückfahrmonitor und der linke Sei-
tenspiegel besonders häufig angeschaut 
– ein Hinweis auf die Akzeptanz und po-
tenzielle Nützlichkeit dieser Sichthilfen. 
Die Untersuchung hat gezeigt, dass gera-

de bei längeren Rückwärtsfahrten Sicht-
hilfen vermehrt genutzt werden. So pen-
delte der Blick einiger Testpersonen 
während längerer Rückwärtsfahrten zwi-
schen Spiegeln und Monitor hin und her. 
Dies unterstreicht die auch länger andau-
ernden visuellen und perzeptiven Anfor-
derungen beim Steuern eines Baggers. 
Unfallversicherungsträger erfahren mit 
den Ergebnissen, wie Kamera-Monitor-
Systeme auf den Baustellen angenommen 
werden. Die Ergebnisse bestärken auch 
Hersteller von Baumaschinen und Kame-
ra-Monitor-Systemen in dem Bestreben, 
ihre Sichtsysteme weiterzuentwickeln. 
Zusätzliche Auswertungen zu anderen 

Manövern, zum Beispiel Schwenkbewe-
gungen, werden in Kürze abgeschlossen. 
Diese und weitere Ergebnisse tragen dazu 
bei, die Nutzungsweise von Sichthilfen 
besser zu verstehen. Nachfolgende Unter-
suchungen zur optimierten Gestaltung 
von Sichthilfen sollen schließlich helfen, 
Kollisionsunfälle mit Baumaschinen wei-
ter zu verringern und die Sicherheit auf 
Baustellen zu erhöhen. � •

Weitere Informationen auf den  
Internetseiten des IFA unter:  
www.dguv.de (Webcode: d1159683) 

Abbildung 2: Aufnahme des Auges;  
die Pupille wird mit dem roten Fadenkreuz 
markiert (links); Aufnahme im Bagger; 
das rote Fadenkreuz zeigt eine Blickzuwen- 
dung auf den Monitor an (rechts).

Abbildung 1: Schematische Darstellung der Bereiche im Umkreis 
der  Maschine, die von der Kabine durch den linken Spiegel (A), 
die rechten Spiegel (B) und die Rückfahrkamera (C) eingesehen  
werden können.
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Prof. Dr. Dr. Klaus Mayer, der die Neuropsychologie und Neurorehabilitation in 
Deutschland über sechs Jahrzehnte hinweg maßgeblich prägte, wurde am 6. Septem-
ber 90 Jahre alt. Mayer studierte zunächst Psychologie und war am Düsseldorfer 
Forschungsinstitut für Arbeitspsychologie und Personalwesen (FORFA) angestellt, 
ehe er nach Abschluss des Medizinstudiums 1958 an der Universitätsnervenklinik  
in Tübingen arbeitete. 1964 wurde er erster Oberarzt der neu gegründeten Neurolo-
gischen Universitätsklinik, bis er 1972 den Ruf auf die neu geschaffene Professur  
für Neurologie und Neuropsychologie mit Leitung der Neurologischen Poliklinik  
und der Abteilung Neuropsychologie in Tübingen erhielt. 1983 knüpfte Hannelore 
Kohl die ersten Kontakte zu Mayer und gemeinsam legten sie den Grundstein der  
ZNS-Hannelore Kohl Stiftung. Seitdem war Mayer maßgeblich am Auf- und Ausbau 
der bundesweiten Rehakliniken für schädelhirnverletzte Menschen beteiligt.

Pionier der Neuropsychologie und 
Neurorehabilitation wird 90

Prof. Dr. Dr. Klaus Mayer
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Dr. Rainer Schlegel ist neuer Präsident des Bundessozialgerichts. Der promovierte 
Jurist wurde bereits 1997 zum Richter am Bundessozialgericht ernannt. Nachdem er 
2010 ins Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) wechselte und dort die 
Leitung der Abteilung „Arbeitsrecht und Arbeitsschutz“ übernahm, kehrte er 2013 
von seiner Beurlaubung als Richter zum Bundessozialgericht zurück. Seit 2014 war 
er dessen Vizepräsident. Dr. Schlegel ist seit 2005 Honorarprofessor an der Justus-
Liebig-Universität Gießen und wissenschaftlich durch zahlreiche Veröffentlichungen 
und Vorträge zu sozial-, arbeits- und verfassungsrechtlichen Themen sowie zu Fragen 
des internationalen und europäischen Sozial- und Arbeitsrechts hervorgetreten.

Rainer Schlegel wird neuer Präsident des 
Bundessozialgerichts

Dr. Rainer Schlegel 
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Privatdozent Dr. Kai Wohlfarth, Direktor der Klinik für Neurologie am 
BG Klinikum Bergmannstrost Halle, wurde mit dem Motivationspreis 
der Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe ausgezeichnet. Prämiert 
wurde sein besonderes Engagement in der Schlaganfall-Versorgung. 
Überreicht hat den Preis im westfälischen Gütersloh die Stiftungs-
gründerin Liz Mohn. Wohlfahrth engagiert sich seit 2008 als ehren-
amtlicher Regionalbeauftragter der Stiftung Deutsche Schlaganfall-
Hilfe. Zugleich unterstützt er seit vielen Jahren die Arbeit der 
Selbsthilfegruppe Schlaganfall Halle Saalekreis. Als Regionalbeauf-
tragter steht er der Selbsthilfegruppe als medizinischer Ansprech-
partner zur Seite und leistet etwa mit Informationsveranstaltungen 
für Patientinnen und Patienten wichtige Aufklärungsarbeit in Sachen 
Schlaganfall. Zusammen mit seinem Team behandelt er über 700 
Schlaganfallpatienten und -patientinnen pro Jahr in der überregio-
nalen Schlaganfall-Akut-Station (Stroke Unit) am Bergmannstrost. 

Deutsche Schlaganfall-Hilfe  
ehrt Wohlfahrt 

Motivationspreis-Verleihung in Gütersloh (von links): Koor-
dinator der Regionalbeauftragten Prof. Rolf Schneider,  
Dr. Kai Wohlfarth, Präsidentin der Stiftung Deutsche Schlag-
anfall-Hilfe Liz Mohn
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Kontakt: Prof. Dr. Susanne Peters-Lange
E-Mail: susanne.peters-lange@h-bonn-rhein-sieg.de

Aus der Rechtsprechung
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Der gesetzliche Unfallversicherungsträger lehnte die Erstat-
tung von Kosten einer privatärztlichen Behandlung ab, die 
ein freiwillig versicherter Gesellschafter-Geschäftsführer ei-
nes Steinbildhauerbetriebes aufgrund eines an einem Frei-
tag um 16 Uhr auf seinem Betriebshof erlittenen Unfalls gel-
tend gemacht hatte. Weil zunächst streitig war, ob die 
angefallenen Kosten der privatärztlichen Behandlung als 
Folge des als Arbeitsunfall anerkannten Unfallereignisses 
zu entschädigen waren, erstattete der zuständige Unfallver-
sicherungsträger einen Teil der noch am Unfalltag erbrach-
ten Behandlung in Höhe von 16,43 Euro, lehnte aber die 
Übernahme weiterer Behandlungskosten in Höhe von 
1.081,51 Euro ab. Das Sozialgericht wies die Klage nach ein-
gehender Ermittlung der Unfallursächlichkeit der geltend 
gemachten Behandlungskosten ab. 

Im Berufungsverfahren blieb der Kläger ebenso erfolglos. 
Die beklagte Berufsgenossenschaft habe die Kostenerstat-
tung zu Recht abgelehnt. Es spiele keine Rolle, ob die vom 
Kläger selbst bezahlte privatärztliche Behandlung aus-
schließlich wegen gesundheitlicher Folgen des Arbeitsun-
falls erfolgt sei, da eine Heilbehandlung nach dem Recht der 
gesetzlichen Unfallversicherung als Naturalleistung durch 
von den Unfallversicherungsträgern zugelassene Durch-
gangsärzte zu erbringen sei. Eine Ausnahme der Erstattung 
für selbst beschaffte Leistungen komme nach der ständiger 
Rechtsprechung nur unter den Voraussetzungen des in der 
Unfallversicherung entsprechend anwendbaren § 13 Abs. 3 
SGB V in Betracht. Dafür müsste entweder der Unfallversi-
cherungsträger eine unaufschiebbare Leistung nicht recht-
zeitig habe erbringen können oder Leistungen zu Unrecht 
abgelehnt haben. 

Der Kläger hatte aber nach seinen Angaben zunächst selbst 
erfolglos einen Termin bei einem der zugelassenen Durch-
gangsärzte für den darauffolgenden Montag zu vereinbaren 

versucht und dann am Montag nach dem Wochenende eine 
Privatarztpraxis aufgesucht. Die vergeblichen Bemühungen 
begründeten aber noch kein das Eingreifen des § 13 Abs. 3 
SGB V auslösendes Systemversagen. So habe er einen 
Durchgangsarzt selbst persönlich aufsuchen oder auch am 
Wochenende in einer Ambulanz eines Krankenhauses vor-
stellig werden müssen. Auch seien die in Anspruch genom-
menen Leistungen angesichts dessen, dass er den Privatarzt 
erst am darauffolgenden Montag aufgesucht habe, nicht un-
aufschiebbar gewesen. Ohne Kenntnis vom Unfallereignis 
seien Leistungen auch zu keinem Zeitpunkt vor der Inan-
spruchnahme  des Privatarzts abgelehnt worden. 

Eine Erstattung nach § 13 Abs. 3 (2. Alternative) SGB V schei-
de aus, wenn sich der Versicherte eine Leistung selbst be-
sorgt, ohne zuvor den Unfallversicherungsträger einzu-
schalten und seine Entscheidung abzuwarten. Der Einwand 
des Klägers, dass ihm der behandelnde Privatarzt die feh-
lende Berechtigung zur Abrechnung nicht offen gelegt habe, 
begründeten ebenso wenig einen Anspruch auf Erstattung. 
Ihm sei das Durchgangsarztverfahren nach zuvor erlittenen 
Arbeitsunfällen und als Betriebsinhaber geläufig gewesen.

Die Entscheidung des LSG zeigt einmal mehr, dass eine Kos-
tenerstattung für privatärztliche Behandlungen ohne Ein-
bestellung bei einem Durchgangsarzt nur auf wenige  
Ausnahmefälle beschränkt bleibt. Wichtig in diesem Zusam-
menhang erscheint, dass auch vergebliche telefonische  
Terminvereinbarungen nicht ausreichen, um eine Kosten-
erstattungspflicht für nicht erbrachte, unaufschiebbare 
Maßnahmen zu begründen, sondern eine persönliche Vor-
stellung beim Durchgangsarzt sogar am Wochenende für 
zumutbar erklärt worden ist. Die Unfallversicherungsträger 
sollten daher vor der aufwendigen Prüfung der Kausalität 
von Gesundheitsstörungen als Unfallfolgen für geltend  
gemachte privatärztliche Behandlungskosten im Rahmen 
von Kostenerstattungen zunächst sorgfältig prüfen, ob die 
Voraussetzungen des § 13 Abs. 3 SGB V, der wegen einer  
Regelungslücke für die Versagung oder nicht rechtzeitige  
Erbringung von Sachleistungen im SGB II analog anwend-
bar ist, im Einzelfall gegeben sind. 

Für Heilbehandlung wird nur in den Fällen des § 13 Abs. 3 SGB V  
(analog) eine Kostenerstattung bei selbstbeschafften (privatärztlichen) 
Leistungen gewährt

Auch am Wochenende besteht grundsätzlich eine Vorstellungspflicht beim Durchgangsarzt.

§ LSG Baden-Württemberg 27.5.2016 –  
L 1 U 4032/15
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Das Praxishandbuch Arbeitssicherheit 
und Gesundheitsschutz für die Baustoff-
industrie beschreibt die branchentypi-
schen Arbeitsverfahren, Maschinen und 
Anlagen. Es weist auf die wichtigsten Ge-
fährdungen hin und nennt praxistaugli-
che Maßnahmen zu deren Vermeidung. Es 
ist das Nachschlagewerk für Führungs-
kräfte, Planende und sonstige Interessier-
te aus dem Bereich der Baustoffindustrie.

Die nun erschienene Online-Version ist 
auf allen mobilen Endgeräten aufrufbar, 
übersichtlich gegliedert und individuell 
zusammmenstellbar als Unterweisungs-
hilfe. Jedes Thema ist so aufbereitet, dass 
aus allen Informationen und Illustra- 

tionen zu Gefährdungen und Schutz- 
maßnahmen eine individuelle Unterwei-
sungshilfe erstellt werden kann. Die  
Unterweisungshilfe wird als PDF-Datei 
ausgegeben, die man entweder ausdru-
cken, für Präsentationen mit Beamer  
nutzen oder zur weiteren Verwendung  
auf  dem Computer, Tablet oder Smart-
phone speichern kann. Es ist ebenfalls 
möglich, bei der Auswahl mehrere The-
men miteinander zu verknüpfen.

BG RCI: Praxishandbuch online

Das Praxishandbuch gibt es  
unter: www.bgrci.de > Suchbegriff 
„Praxishandbuch“
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Vor dem Hintergrund des Wandels in der 
Arbeitswelt haben Fragen nach den Aus-
wirkungen neuer Belastungen auf die 
mentale Gesundheit von Beschäftigten 
eine hohe Bedeutung. Die Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) hat 2010 eine Repräsentativbe-
fragung der Erwerbsbevölkerung initiiert 
– die „Studie zur Mentalen Gesundheit 
bei der Arbeit“ (S-MGA) – und mit dem 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) sowie dem infas Institut für 
angewandte Sozialwissenschaft GmbH 
durchgeführt. Von November 2011 bis Ju-
ni 2012 wurden 4.511 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte im Alter  
von 31 bis 60 Jahren in persönlichen In-

terviews befragt. Die Studienergebnisse 
zeigen unter anderem, dass der Großteil 
der deutschen Erwerbsbevölkerung ein 
hohes Wohlbefinden hat (88 Prozent der 
Männer, 89 Prozent  der Frauen). Jedoch 
berichten 10 Prozent der Männer und 11 
Prozent der Frauen von einem Burnout-
Syndrom sowie 7 Prozent der Männer 
und 9 Prozent der Frauen von einer  
depressiven Symptomatik.

Repräsentativerhebung zu Arbeit und  
Mentaler Gesundheit

Die komplette Studie steht auf der  
Website der BAuA zum Download 
bereit: www.baua.de > Suchbegriff  
„Arbeit und Mentale Gesundheit“

!
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Verstehen  
ist wichtig!

www.universum-shop.de
Thema Fremdsprachen

Erste Hilfe
Brandschutz
Hygiene
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Mehrsprachige Plakate und Aufkleber 
mit verständlichen Illustrationen – 
jetzt auch als Paket mit Preisvorteil
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Dritte Fachtagung 
Gesund im Betrieb – Stress meistern
am 10. November 2016

Veranstaltungsort: BG ETEM, Rheinstraße 6-8, 65185 Wiesbaden

Aus der Themenliste:

» Achtsame gesunde Führung

» Arbeitszufriedenheit und psychische Belastung

» Alkoholprobleme in den Griff bekommen

» Doping fürs Gehirn

Das ganze Programm und weitere Informationen 

unter www.universum.de/ppg

Universum Verlag GmbH · Taunusstraße 54 · 65183 Wiesbaden · Registriert beim Amts  ge richt Wiesbaden, HRB 2208

WEB www.universum.de/ppg

MAIL fachtagung@universum.de

FON 0611 90 30-121

Tagungspreis € 350,–
(Tagungsgebühr einschließlich Verpflegungskosten)

JETZT ANMELDEN

Die Zertifizierung bei der 
Landesärztekammer Hessen 
ist beauftragt. Ebenso die
VDSI-Punkte „Arbeitsschutz“
und „Gesundheitsmanagement“
sowie Stunden zur Aufrecht-
erhaltung des Zertifikats zum 
Certified Disability Management
Professionals der DGUV.
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